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Das ifo Bildungsbarometer geht in diesem Jahr zum 
vierten Mal der Frage nach, was die Deutschen über 
Bildungspolitik denken. Neben der Digitalisierung 
deckt die Spannbreite der behandelten Themen wie-
der den gesamten Bildungsverlauf ab, darunter die 
Kindergartenpflicht, die Höhe der Gehälter von Erzie-
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Fürchten sich die Deutschen vor der  
Digitalisierung? 
Ergebnisse des ifo Bildungsbarometers 2017

Die Digitalisierung verändert und prägt unsere Arbeits- und Lebenswelt zunehmend. Löst 
dieser Trend bei den Deutschen eher Zuversicht oder Ängste aus? Wie sollte das Bildungssys-
tem ihrer Meinung nach auf die digitalen Veränderungen vorbereiten? Und welche anderen 
Trends sind in den bildungspolitischen Meinungen der deutschen Bevölkerung zu erkennen? 
Diesen Fragen widmet sich das ifo Bildungsbarometer 2017, unsere jährliche repräsentative 
Meinungsumfrage von über 4 000 erwachsenen Personen in Deutschland. In Sachen Digita-
lisierung zeigen sich die Deutschen überraschend zuversichtlich: 54% sehen sich selbst eher 
als Gewinner der Digitalisierung, nur 16% sehen sich eher als Verlierer. Eine relative Mehr-
heit ist auch der Meinung, dass es durch die Digitalisierung insgesamt mehr Gewinner als 
Verlierer gibt und dass sie eher nicht zu größerer Ungleichheit im deutschen Bildungssys-
tem führen wird. Die Einschätzung, wie viel Unterrichtszeit am Computer verbracht wer-
den sollte, ist in den letzten zwei Jahren gestiegen. Deutliche Mehrheiten gibt es dafür, dass 
der Bund alle Schulen mit Breitbandinternet und WLAN und alle SchülerInnen mit Compu-
tern ausstattet. Auch sind die Deutschen mehrheitlich der Meinung, dass die Schulen digitale 
Kommunikationswege nutzen sollten, um Eltern und SchülerInnen über Tests und Prüfungs-
ergebnisse zu informieren, und dass schon die Grundschulen Digital- und Medienkompeten-
zen vermitteln sollten. Kritischer sind die Deutschen hingegen bei der Vermittlung von Digi-
talkompetenzen im Kindergarten und bei der Nutzung von Smartphones im Unterricht. Ein 
zweiter Schwerpunkt des diesjährigen ifo Bildungsbarometers liegt darin, wie sich die Mei-
nung der Deutschen zu bildungspolitischen Themen seit der ersten Befragung 2014 verändert 
hat. Ansteigende Trends zeigen sich etwa bei der Zustimmung zu höheren Bildungsausgaben 
und zu deutschlandweiten Abschlussprüfungen. Die Bewertung der Schulen hat sich hinge-
gen im Vergleich zu den Vorjahren etwas verschlechtert. Insgesamt erweisen sich die Mei-
nungen der Deutschen zur Bildungspolitik in den vergangenen vier Jahren aber als erstaun-
lich stabil. 

herInnen, Ganztagsschulen, G8, Inklusion, zweijährige 
Ausbildungsberufe, Studiengebühren, die Finanzie-
rung der Weiterbildung und Bildungsaspiration. Da in 
der diesjährigen Befragung einige Fragen aus den Vor-
jahren wortgleich wiederholt wurden, ist es möglich, 
Meinungstrends in der deutschen Bevölkerung zu ver-
schiedenen Bildungsthemen über den Zeitraum 2014 
bis 2017 darzustellen. 

Das Erkenntnisinteresse des ifo Bildungsbarome-
ters ist dabei nicht normativ, sondern positiv: Es wird 
nicht untersucht, wie Bildungspolitik bestmöglich 
gestaltet werden sollte, um das Bildungssystem zu ver-
bessern. Vielmehr geht es darum aufzuzeigen, welche 
Meinungen die Deutschen haben und in welchen Berei-
chen und unter welchen Umständen sich politische 
Mehrheiten für oder gegen Bildungsreformen finden. 

*	 Der Artikel ist im Rahmen des im ifo Zentrum für Bildungsökono-
mik bearbeiteten Projekts »Die politische Ökonomie der Bildungs-
politik: Erkenntnisse aus einer Meinungsumfrage« entstanden. Wir 
danken der Leibniz-Gemeinschaft für die finanzielle Unterstützung 
im Leibniz-Wettbewerb (SAW-2014-ifo-2), der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft für weitere Unterstützung im Rahmen des Sonderfor-
schungsbereichs Transregio 190, den Mitgliedern des Wissenschaft-
lichen Beirats des Projekts – Marius Busemeyer, Olaf Köller, Kerstin 
Martens, Beatrice Rammstedt und Stefan Wolter –, Natalja Menold 
und den KollegInnen im ifo Zentrum für Bildungsökonomik für An-
merkungen zum Fragebogen sowie Sabine Geiss von Kantar Public 
für die hervorragende Zusammenarbeit bei der Durchführung der 
Meinungsumfrage. 
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Die Ergebnisse zeigen also Bereiche auf, in denen poli-
tische Reformen auf öffentliche Akzeptanz treffen und 
somit leichter umsetzbar sein dürften.

DAS IFO BILDUNGSBAROMETER 2017

Das ifo Bildungsbarometer ist eine jährliche, repräsen-
tative Meinungsumfrage unter der deutschen erwach-
senen Bevölkerung zu bildungspolitischen Themen und 
wird seit 2014 erhoben.1 Im vorliegenden Beitrag wer-
den die Ergebnisse des vierten ifo Bildungsbarometers, 

1	 Die Ergebnisse der bisherigen ifo Bildungsbarometer finden Sie in 
Wößmann et al. (2014; 2015; 2016a; 2016b) sowie unter www.ifo.de/
ifo-bildungsbarometer. 

das zwischen Ende April und Anfang Juni 2017 mehr 
als 4 000 Personen befragt hat, präsentiert. Die Stich-
probe ist repräsentativ für die deutsche Bevölkerung 
ab 18 Jahren (vgl. Kasten 1 für methodische Details). 
Das ifo Bildungsbarometer ist Teil eines Forschungs-
projekts zur politischen Ökonomie der Bildungspolitik, 
das untersucht, inwieweit das Zusammenspiel politi-
scher Kräfte mit öffentlicher Meinung zu Diskrepanzen 
zwischen politischem Bewusstsein und tatsächlichem 
Handeln im Bildungsbereich führt.

Das ifo Bildungsbarometer weist an einigen Stel-
len die methodische Besonderheit von sogenannten 
»Survey-Experimenten« auf, um Einflussfaktoren der 
öffentlichen Meinung zu untersuchen. Dazu werden bei 

Die Befragung für das vierte ifo Bildungsbarometer wurde vom 28. April bis 11. Juni 2017 durch Kantar Pub-
lic Deutschland (zuvor TNS Infratest Sozialforschung) unter insgesamt 4 078 Personen durchgeführt. Die Zie-
hung der Stichprobe erfolgte in zwei Teilen: Der Teil der Bevölkerung, der das Internet nutzt (83%), wurde 
mit Hilfe eines Online-Fragebogens in einem Online-Panel befragt. Der Teil der Bevölkerung, der das Inter-
net weder beruflich noch privat nutzt (17%), wurde im Rahmen einer persönlichen Befragung in der Wohnung 
der Befragten gebeten, den Fragebogen auf einem zur Verfügung gestellten Gerät elektronisch – auf Wunsch 
mit Unterstützung des Interviewers – auszufüllen. Um die Repräsentativität der Ergebnisse für die deutsche 
Bevölkerung sicherzustellen, wurden die Beobachtungen entsprechend gewichtet. Die Gewichtung erfolgte 
anhand der amtlichen Statistik nach Alter, Geschlecht, Bundesland, Schulabschluss, Gemeindegrößenklasse 
und Befragungsart (online oder offline).

Eine methodische Besonderheit der Befragung besteht darin, dass die Befragten bei einigen Fragen per 
Zufall auf zwei bis vier unterschiedliche Teilgruppen aufgeteilt wurden. Diese Teilgruppen erhielten die Frage 
dann jeweils in einer anderen Version, z.B. mit und ohne Bereitstellung bestimmter Informationen.

Wie sicher von den Ergebnissen einer repräsentativen Umfrage auf die Gesamtbevölkerung geschlossen 
werden kann, lässt sich anhand von statistischen Wahrscheinlichkeiten angeben. Da der Stichprobenumfang 
in der vorliegenden Studie vergleichsweise groß ist, liegt der Fehlerbereich für Fragen, die der Grundstich-
probe von über 4 000 Befragten gestellt wurden, nur zwischen 1 und 1,5 Prozentpunkten. Das heißt, wenn z.B. 
50% der Befragten einer Frage zustimmen, liegt der wahre Wert der Zustimmung in der Gesamtbevölkerung 
mit 95%iger Wahrscheinlichkeit zwischen 48,5% und 51,5%. Bei der Betrachtung von Teilgruppen mit geringe-
ren Fallzahlen ist der Fehlerbereich etwas größer – beispielsweise 2–3 Prozentpunkte bei Fragen, die von einer 
zufälligen Teilgruppe von gut 1 000 Befragten beantwortet werden.

Um die Langlebigkeit von Informationseffekten zu untersuchen, wurden 2 358 TeilnehmerInnen der 
Online-Stichprobe zu einem späteren Zeitpunkt wieder befragt. Dazu haben wir am Ende der Hauptbefragung 
die Wiederbefragungsbereitschaft abgefragt und jene Befragte, die mit einer erneuten Kontaktierung einver-
standen waren (93%), zur Wiederbefragung eingeladen. Die Wiederbefragung fand zwischen fünf und 41 Tagen 
nach der Hauptbefragung statt (Median: zwölf Tage). Die Wiederbefragung beinhaltete zehn Fragen der Haupt-
befragung, wobei ausschließlich die Fragenversionen ohne neuerliche Informationsbereitstellung verwendet 
wurden (vgl. Kasten 3).

Personen, die zu einer Frage keine Angabe machen, werden in der vorliegenden Auswertung nicht berück-
sichtigt. Der Anteil der Personen ohne Angabe ist bei allen Meinungsfragen des ifo Bildungsbarometers sehr 
gering. Im Durchschnitt liegt er unter 1%, und bei keiner einzigen Frage übersteigt er 1,5%.

Um die Ergebnisse übersichtlich zu präsentieren, sind in den Abbildungen bei Zustimmungsfragen die 
Antwortkategorien in der Reihenfolge »sehr dafür«, »eher dafür«, »weder dafür noch dagegen«, »eher dage-
gen« und »sehr dagegen« aufgeführt. Die neutrale Kategorie »weder dafür noch dagegen« wurde im Fragebo-
gen jedoch als letzte Antwortmöglichkeit der Liste präsentiert (vgl. Wößmann et al. 2016a für eine Analyse der 
Effekte der Positionierung der neutralen Kategorie auf das Antwortverhalten).

Im vorliegenden Text und in den Abbildungen werden Prozentwerte berichtet, die auf den jeweils nächs-
ten Prozentpunkt gerundet sind. Aufgrund der Rundungen kann die Summe der berichteten Prozentanteile 
von 100 abweichen. Ebenso kann die tatsächliche Summe mehrerer Anteile leicht von der Summe der berich-
teten gerundeten Werte abweichen.

 Kasten 1

 Methodik der Befragung
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einigen Fragen jeweils einem zufällig ausgewählten Teil 
der Befragten bestimmte Informationen zur Verfügung 
gestellt, bevor sie dieselbe Frage beantworten wie der 
andere Teil, der keine Informationen erhalten hat. Auf-
grund der zufälligen Aufteilung der Befragten lassen 
sich durch den Vergleich der Meinungen mit und ohne 
Information Aussagen darüber machen, ob und wie die 
bereitgestellte Information das Meinungsbild der deut-
schen Bevölkerung zur jeweiligen Frage beeinflusst. 
Diese Experimente liefern einerseits wissenschaftli-
chen Erkenntnisgewinn, andererseits können sie auch 
der Politik aufzeigen, welche Informationen der Wäh-
lerschaft möglicherweise bereitgestellt werden könn-
ten, um die öffentliche Akzeptanz von Reformvorschlä-
gen zu erhöhen.

In diesem Jahr besteht besonderes Interesse 
an zwei Forschungsgegenständen. Erstens setzt das 
ifo Bildungsbarometer 2017 einen inhaltlichen Schwer-
punkt auf die Meinung der deutschen Bevölkerung zur 
Digitalisierung im Bildungsbereich. Diesem Thema 
widmet sich ein eigener Fragenblock zu Beginn der 
Umfrage. Darin wird unter anderem erfragt, ob die 
Deutschen die Digitalisierung eher als Chance oder als 
Herausforderung wahrnehmen, was sie vom Einsatz 
verschiedener digitaler Technologien im Bildungssys-
tem halten und wie die digitale Kompetenzvermittlung 
organisiert werden sollte. 

Zweitens untersucht das diesjährige Bildungsba-
rometer, wie sich die öffentliche Meinung über die Zeit 
verändert hat. Dazu wurde eine Reihe von Fragen aus 
den vorangegangenen Befragungen wiederholt, um 
Meinungstrends seit der ersten Befragung 2014 abzu-
bilden (vgl. Kasten 2). Darüber hinaus wurde ein großer 
Teil der TeilnehmerInnen der diesjährigen Befragung 
nach etwa zwei Wochen ein zweites Mal befragt, um die 
Langlebigkeit von Informationseffekten auf das öffent-
liche Meinungsbild zu untersuchen (vgl. Kasten 3).

DIGITALISIERUNG 

Die Digitalisierung hat zahlreiche Lebensbereiche 
grundlegend verändert. Längst gehören E-Mails, 
Online-Bestellplattformen oder Selbstbedienungs-
kassen zu unserem Alltag. Digitalisierung geht jedoch 
deutlich weiter und ist aus Kommunikation, Ferti-
gungsprozessen in Unternehmen, Partnersuche und 
vielen anderen Lebensbereichen nicht mehr wegzu-
denken. Selbstfahrende Autos, Smart Homes, virtuelle 
Realitäten und künstliche Intelligenz sind keine reinen 
Zukunftsvisionen mehr. 

Das Bildungssystem kann den Umgang mit die-
sen technischen und gesellschaftlichen Entwicklun-
gen wesentlich prägen (vgl. Aktionsrat Bildung 2017). 
Zum einen ist es selbst von Digitalisierung betroffen. 
Die Digitalisierung bietet eine Vielzahl neuer Lern- und 
Lehrmethoden und löst so einen Wandel in den beste-
henden Bildungsprozessen aus. So kann etwa der Ein-
satz von digitalen Geräten und Medien die Unterrichts-
gestaltung grundlegend verändern. Zum anderen 

müssen Schulen und andere Bildungseinrichtungen 
die nächste Generation auf eine digitale Arbeits- und 
Lebenswelt vorbereiten. Das Spektrum reicht dabei 
von der Vermittlung von Informationstechnik (IT)-Kom-
petenzen wie etwa dem Programmieren bis hin zum 
Aufzeigen von Chancen und Risiken, die Kommunika-
tionsplattformen oder neue Medien mit sich bringen.

Insgesamt stellt die Digitalisierung die Politik 
somit vor eine Vielzahl neuer bildungspolitischer Her-
ausforderungen. Um diesen zu begegnen, hat das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF 
2016a) Ende letzten Jahres eine »Bildungsoffensive für 
die digitale Wissensgesellschaft« verabschiedet. Unter 
anderem soll im Rahmen des sogenannten »Digital-
Pakt#D« mit den Ländern der Ausbau der IT-Infrastruk-
tur an Schulen durch Investitionen von 5 Mrd. Euro in 
den kommenden fünf Jahren vorangetrieben und eine 
entsprechende Fort- und Weiterbildung des Lehrperso-
nals gewährleistet werden.

Während es vielseitige Bestrebungen zur Digita-
lisierung des Bildungssystems gibt, ist bislang kaum 
bekannt, welche Meinung die deutsche Bevölkerung 
zu den verschiedenen Vorschlägen zur Digitalisierung 
hat. Deshalb haben wir im ifo Bildungsbarometer 2017 
einen Schwerpunkt darauf gelegt, ein umfangreiches 
Meinungsbild der Deutschen zur Digitalisierung im Bil-
dungsbereich zu zeichnen. Dabei verwenden wir eine 
pragmatische Begriffsdefinition: Die Befragten wur-
den gebeten, bei Digitalisierung an die zunehmende 
Verbreitung von digitalen Geräten, wie z.B. Computer, 
Tablets, Smartphones oder Roboter, und die damit ver-
bundene Vernetzung in Privatleben und Arbeitswelt zu 
denken. 

Haben die Deutschen Angst vor der 
Digitalisierung?

Immer wieder rückt der digitale Wandel in den Fokus 
der öffentlichen Berichterstattung. Häufig werden 
dabei vor allem die Risiken der Digitalisierung thema-
tisiert. Neben Internetkriminalität oder der unerlaub-
ten Nutzung persönlicher Daten wird insbesondere 
die Befürchtung geäußert, die Digitalisierung führe zu 
einem »Ende der Arbeit« mit massiven Arbeitsplatz-
verlusten durch vernetzte und automatisierte Pro-
duktion. So findet etwa eine viel zitierte Studie von 
Frey und Osborne (2017), dass 47% der Beschäftigten 
in den USA in einem Beruf arbeiten, der laut Experten
einschätzungen mit einer hohen Wahrscheinlichkeit 
in den nächsten zehn bis 20 Jahren automatisiert 
werden könnte. In ähnlicher Weise schätzen Bonin,  
Gregory und Zierahn (2015) für Deutschland den Anteil 
der Beschäftigten in Berufen mit hoher Automatisie-
rungswahrscheinlichkeit auf 43%. Allerdings zeigen 
sie auch, dass bei einer Betrachtung von Tätigkeiten 
statt Berufen nur 12% der Arbeitsplätze Tätigkeits-
profile aufweisen, die eine hohe Wahrscheinlichkeit 
der Automatisierung haben. Darüber hinaus können 
Digitaltechnologien nicht nur in der IT-Branche, son-
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dern in der gesamten Wirtschaft, für neue Jobs sorgen. 
Ob eine Person zu den Gewinnern oder Verlierern der 
Digitalisierung am Arbeitsmarkt gehört, wird letztlich 
davon abhängen, ob ihre Kompetenzen im Produkti-
onsprozess eher komplementär zu den neuen Tech-
nologien sind oder ob ihr Tätigkeitsprofil vor allem auf 
leicht automatisierbare Routinetätigkeiten beschränkt 
ist (vgl. Autor, Levy und Murnane 2003; Akerman,  
Gaarder und Mogstad 2015). Die Digitalisierung bietet 
darüber hinaus eine Vielzahl neuer Chancen. So können 
etwa soziale Netzwerke die tägliche Kommunikation 
erleichtern oder betriebsinterne Clouds eine flexiblere 
Gestaltung der Arbeitszeit ermöglichen.2 Schließlich 
können Digitaltechnologien eine effizientere Produk-
tion ermöglichen, was letztendlich zu mehr Wachstum 
und Wohlstand führen kann (vgl. Czernich et al. 2011 zu 
Wachstumseffekten des Breitband-Internets). 

Um einen Eindruck davon zu erhalten, wie die 
Deutschen der Digitalisierung 
gegenüberstehen, hat das ifo Bil-
dungsbarometer 2017 die Teilneh-
merInnen gefragt, ob sie sich eher 
als Gewinner oder Verlierer der 
Digitalisierung sehen. Diese Frage 
wurde bewusst allgemein gehal-
ten und liefert so ein diffuses Maß 
für die subjektiv wahrgenommene 
Selbsteinschätzung der Befrag-
ten. Damit umfasst sie sowohl 
Aspekte der Nutzung digitaler 
Geräte im privaten Konsum als 
auch Aspekte des Arbeitslebens. 
2	 Bauernschuster, Falck und Wößmann 
(2014) finden, dass Zugang zu Breit-
band-Internet sogar das Sozialkapital in 
der realen Welt wie soziale Kontakte und 
ziviles Engagement fördert. 

Es zeigt sich, dass eine deutliche 
Mehrheit der deutschen Bevölke-
rung dem digitalen Wandel positiv 
gegenübersteht: 54% sehen sich 
(deutlich oder eher) als Gewin-
ner der Digitalisierung, wohinge-
gen sich nur etwa 16% (deutlich 
oder eher) als Verlierer sehen (vgl. 
Abb. 1). Vor dem Hintergrund der 
vorwiegend negativen Berichter-
stattung ist dieses Meinungsbild 
überraschend optimistisch. 

Eine andere zufällig ausge-
wählte Teilgruppe wurde gefragt, 
ob es durch Digitalisierung ins-
gesamt mehr Gewinner oder Ver-
lierer gibt. Dabei sind 43% der 
Meinung, dass es (deutlich oder 
eher) mehr Gewinner gibt, und 
36% meinen, dass es (deutlich 
oder eher) mehr Verlierer gibt. 
Die Befragten schätzen die Aus-
wirkungen der Digitalisierung 

für sich selbst also deutlich optimistischer ein als 
für die Gesellschaft insgesamt. Eigentlich müsste die 
Summe aller einzelnen Gewinner und Verlierer aber 
der Gesamtzahl aller Gewinner und Verlierer in der 
Gesellschaft entsprechen. Die Diskrepanz könnte bei-
spielsweise daher rühren, dass die Befragten über die 
persönlichen Folgen auf ihre Mitbürger unzureichend 
informiert sind oder dass sie sich selbst ungern als 
Verlierer bezeichnen.

Eine ähnliche Frage, die im Zuge der Digitalisie-
rungsdebatte oft diskutiert wird, ist, inwiefern Digi-
talisierung zu mehr sozialer Ungleichheit führt. Viel-
fach wird befürchtet, dass die Digitalisierung zu mas-
siven Arbeitsplatzverlusten unter gering Qualifizierten 
führt und somit die Ungleichheit verschärft. Die Mei-
nung der deutschen Bevölkerung zu diesem Thema ist 
gespalten: 50% der Befragten stimmen der Aussage 
zu, dass die Digitalisierung insgesamt zu einer größe-
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Eher ein Gewinner
Weder ein Gewinner noch ein Verlierer
Eher ein Verlierer
Deutlich eher ein Verlierer

Sehen sich die Deutschen als Gewinner oder Verlierer der Digitalisierung?
Mehrheit sieht sich selbst als Gewinner, im Allgemeinen ist die Meinung eher gespalten

Sind Sie ein Gewinner oder ein Verlierer der 
Digitalisierung?

5%

38%

20%

28%

8%

Deutlich mehr Gewinner
Eher mehr Gewinner
Genauso viele Gewinner wie Verlierer
Eher mehr Verlierer
Deutlich mehr Verlierer

Gibt es durch die Digitalisierung mehr 
Gewinner oder mehr Verlierer?

Abb. 1

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Linkes [rechtes] Kreisdiagramm: Was meinen Sie, sind Sie ein Gewinner oder ein Verlierer der 
Digitalisierung? [Was meinen Sie, gibt es durch die Digitalisierung mehr Gewinner oder mehr 
Verlierer?] Mit Digitalisierung ist die zunehmende Verbreitung von digitalen Geräten, wie z.B. 
Computer, Tablet, Smartphone und Roboter und die damit verbundene Vernetzung in Privatle-
ben und Arbeitswelt gemeint.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2017.� ©  ifo Institut
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Größere Ungleichheit im deutschen Bildungssystem

Größere soziale Ungleichheit in Deutschland

Wird die Digitalisierung zu mehr Ungleichheit führen?
Ansicht der Bevölkerung ist gespalten

Abb. 2

Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Inwieweit stimmen Sie folgenden Aussagen zum Thema »Digitalisierung« zu? Mit Digitalisierung 
ist die zunehmende Verbreitung von digitalen Geräten, wie z.B. Computer, Tablet, Smartphone 
und Roboter und die damit verbundene Vernetzung in Privatleben und Arbeitswelt gemeint. 
Die Digitalisierung wird zu einer größeren Ungleichheit im deutschen Bildungssystem führen.
Die Digitalisierung wird insgesamt zu einer größeren sozialen Ungleichheit in Deutschland 
führen.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2017.� ©  ifo Institut
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ren sozialen Ungleichheit in Deutschland führen wird, 
46% stimmen nicht zu (vgl. Abb. 2). Bemerkenswert ist 
dabei, dass nur etwa 4% der Befragten unentschlos-
sen sind.

Auch die Auswirkungen von Digitalisierung auf 
die Ungleichheit im deutschen Bildungssystem sind 
schwer abzuschätzen. Einerseits kann die Digitalisie-
rung bildungsfernen Schichten den Zugang zu Informa-
tionen und Lernmaterialien erleichtern und somit die 
Bildungsungleichheit verringern. Andererseits kann es 
auch sein, dass digitale Technologien ungleiche Aus-
wirkungen auf die Lernchancen von Kindern aus unter-
schiedlichen sozialen Verhältnissen haben. Dazu kann 
es etwa kommen, wenn Kinder aus guten sozialen Ver-
hältnissen zu einem bewussteren Umgang mit Infor-
mationstechnologien erzogen werden als Kinder aus 
schwierigen sozialen Verhältnissen. Insgesamt stim-
men 44% der Befragten der Aussage zu, dass die Digita-
lisierung zu einer größeren Ungleichheit im deutschen 
Bildungssystem führen wird. 51% stimmen der Aussage 
nicht zu, lediglich 5% stimmen der Aussage weder zu 
noch lehnen sie sie ab.

Digitalisierung an den Schulen

Neben der allgemeinen Einschätzung der Deutschen 
zur Digitalisierung hat das ifo Bildungsbarometer 2017 
auch das Meinungsbild zur Digitalisierung im schuli-
schen Bereich erhoben. Da die Schule der Wegberei-
ter für den späteren Werdegang der SchülerInnen ist, 
stellt die Digitalisierung die Verantwortlichen in Politik, 
Verwaltung und Schulen vor wichtige Entscheidungen. 
Eine grundlegende Frage ist dabei, wie stark digitale 
Lernmethoden in den Unterricht eingebunden werden 
sollten. Zwar liefert die Forschung wenig Belege dafür, 
dass der Einsatz digitaler Unterrichtstechnologien die 
Schülerleistungen in den klassischen Unterrichtsfä-
chern verbessert (vgl. Bulman und Fairlie 2016; Falck, 
Mang und Wößmann 2017), allerdings könnte der Ein-
satz digitaler Medien der Vermittlung von IT-Kompe-
tenzen selbst dienen. 

Befragt danach, welcher 
Anteil der Unterrichtszeit an wei-
terführenden Schulen dafür ge
nutzt werden sollte, dass Schü-
lerInnen den Unterrichtsstoff am 
Computer selbständig erarbeiten, 
antwortet rund ein Viertel (25%) 
der Bevölkerung, dass mindes-
tens die Hälfte der Unterrichtszeit 
so verwendet werden sollte (vgl. 
Abb. 3). Fast zwei Drittel (63%) 
sprechen sich für einen Anteil von 
mindestens 30% aus. Lediglich 
4% sind der Meinung, dass keine 
Unterrichtszeit für das selbstän-
dige Erarbeiten am Computer ver-
wendet werden sollte. 

Interessanterweise hat sich 
das Meinungsbild diesbezüglich über die letzten bei-
den Jahre deutlich zu vermehrter Computernutzung 
im Unterricht verschoben. In der Befragung 2015 hat-
ten sich noch weniger als die Hälfte der Befragten (48%) 
bei derselben Frage dafür ausgesprochen, mindestens 
30% der Unterrichtszeit für das Lernen am Computer 
zu verwenden, 2017 ist dieser Anteil mit 63% deutlich 
höher. Die steigende Bedeutung der Digitalisierung im 
Bildungsbereich scheint den Deutschen also durchaus 
bewusst zu sein. 

Um die Digitalisierung an deutschen Schulen flä-
chendeckend zu fördern, hat das BMBF im vergange-
nen Jahr den bereits erwähnten DigitalPakt#D zwi-
schen Bund und Ländern vorgeschlagen. Einer der Eck-
pfeiler des Paktes sieht die Finanzierung von digitaler 
Ausstattung an allen Grund-, weiterführenden und 
Berufsschulen vor. Eine überwältigende Mehrheit der 
deutschen Bevölkerung unterstützt derartige Vorha-
ben: 80% sprechen sich (sehr oder eher) dafür aus, dass 
der Bund alle Schulen mit Breitband-Internetzugang, 
WLAN und Computern ausstattet (vgl. Abb. 4). Lediglich 
14% sind (sehr oder eher) dagegen.

Generell stehen die Deutschen der staatlichen 
Finanzierung von digitaler Infrastruktur positiv gegen-
über. Befragt danach, ob der Bund jede/n SchülerIn an 
weiterführenden Schulen mit einem Laptop oder Com-
puter ausstatten soll, sprechen sich 67% dafür aus, ein 
Viertel (25%) ist dagegen. Die Mehrheit der Deutschen 
befürwortet auch, dass der Bund die Bereitstellung von 
WLAN an weiterführenden Schulen finanziert, das die 
SchülerInnen für schulische Zwecke auf ihrem Smart-
phone im Unterricht benutzen können. 65% der Befrag-
ten sind dafür, nur 29% sind dagegen. 

Geht es hingegen um die eigentliche Nutzung 
von Smartphones im Unterricht, ist die Meinung der 
Deutschen jedoch weniger positiv. Weniger als die 
Hälfte der Bevölkerung (42%) spricht sich dafür aus, 
dass SchülerInnen ab der 7. Klasse ihr eigenes Smart-
phone für schulische Zwecke (z.B. für Recherche) im 
Unterricht benutzen dürfen, eine Mehrheit von 52% 
ist dagegen.
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Abb. 3

Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Welcher Anteil der Unterrichtszeit in weiterführenden Schulen (zum Beispiel Realschulen oder 
Gymnasien) sollte in etwa dafür verwendet werden, dass Schülerinnen und Schüler sich den 
Unterrichtsstoff selbständig am Computer erarbeiten?
a Die den Befragten zur Verfügung stehenden Antwortkategorien 70 Prozent, 80 Prozent, 90 Pro-
zent und 100 Prozent wurden hier zusammengefasst.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2015; 2017.� ©  ifo Institut
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Ein weiterer Aspekt der Digitalisierung betrifft die 
Kommunikationsmöglichkeiten zwischen Schulen, 
SchülerInnen und Eltern. 65% der Deutschen sprechen 
sich dafür aus, dass Schulen über digitale Kommuni-
kationswege in Kontakt mit SchülerInnen und Eltern 
stehen, um beispielsweise über bevorstehende Tests 
oder Prüfungsergebnisse zu informieren. Nur ein Vier-
tel (25%) spricht sich dagegen aus.

Eine zentrale Voraussetzung für die Vermittlung 
digitaler Kompetenzen an Schulen ist geschultes Lehr-
personal. Ein Reformvorschlag, der in der Bevölkerung 
auf breite Zustimmung stößt, ist die Einführung ver-
pflichtender jährlicher Fortbildungen zu Digital- und 
Medienkompetenzen für Lehrkräfte. Diesem Vorschlag 
stimmt eine überwältigende Mehrheit von 81% der 
Deutschen zu, nur 13% sind dagegen. 

Wann sollten Digitalkompeten-
zen vermittelt werden?

Während in Deutschland die Frage, 
ab wann und in welchem Umfang 
Digitalkompetenzen in Bildungs-
einrichtungen vermittelt wer-
den sollen, noch nicht einheitlich 
geklärt ist, haben andere Länder 
unlängst entsprechende Gesetze 
verabschiedet. Beispielsweise 
lernen in Estland SchülerInnen 
bereits ab der ersten Klasse pro-
grammieren. In Großbritannien 
ist der Umgang mit Computern als 
eigenständiges Unterrichtsfach 
in den Lehrplänen für alle Kin-
der ab dem Alter von fünf Jahren 
verankert. 

Auch in Deutschland kann 
sich eine Mehrheit der Bevölke-
rung die Vermittlung von Digi-
tal- und Medienkompetenzen ab 
dem Grundschulalter vorstellen: 
55% der Bevölkerung spricht sich 
dafür aus, dass Grundschulen Digi-
tal- und Medienkompetenzen, wie 
z.B. den Umgang mit digitalen 
Geräten, Grundkenntnisse im Pro-
grammieren oder den verantwor-
tungsvollen Umgang mit sozialen 
Medien, vermitteln (vgl. Abb. 5). In 
Bezug auf den Kindergarten sind 
die Deutschen hingegen zurück-
haltender: Lediglich 21% spre-
chen sich dafür aus, dass Kinder-
gärten Digital- und Medienkom-
petenzen vermitteln sollten, 72% 
sind dagegen. Ab den weiterfüh-
renden Schulen finden sich dann 
überwältigende Mehrheiten für 
eine Vermittlung von Digital- und 
Medienkompetenzen: 90% an wei-

terführenden Schulen, 91% an Berufsschulen und 89% 
an Hochschulen.

Ein ganz ähnliches Bild ergibt sich, wenn die Teil-
nehmerInnen konkret gefragt werden, ob die Vermitt-
lung der genannten Digital- und Medienkompetenzen 
als fester Bestandteil im Unterricht an Grundschulen 
und weiterführenden Schulen verankert werden sollte. 
Bei den Grundschulen sprechen sich wiederum 55% 
dafür aus, 25% sind in diesem Fall sogar sehr dafür. Bei 
den weiterführenden Schulen sprechen sich 89% der 
Bevölkerung dafür aus. 

Digitale Bildung jenseits der Schule

Neben dem Schulsystem stellt der digitale Wandel auch 
neue Anforderungen an die Bildung jenseits der Schul-
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Abb. 4

Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Ausstattung aller Schulen mit Breitband, WLAN und Computern Bei dieser Frage geht es um 
die digitale Ausstattung an Grundschulen, weiterführenden Schulen, wie z.B. Realschulen und 
Gymnasien, und Berufsschulen. Sind Sie dafür oder dagegen, dass der Bund alle Schulen mit 
Breitband-Internetzugang, WLAN (kabelloses Internet) und Computern ausstattet?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):  
Ausstattung jedes/r Schülers/in mit Computer Sind Sie dafür oder dagegen, dass der Bund jede 
Schülerin/jeden Schüler an weiterführenden Schulen, wie z.B. Realschulen oder Gymnasien, 
mit einem Computer oder Laptop ausstattet? 
Frage 3 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
WLAN an weiterführenden Schulen für Nutzung mit Smartphones im Unterricht Sind Sie da-
für oder dagegen, dass der Bund die Bereitstellung von WLAN (kabelloses Internet) an weiter-
führenden Schulen, wie z.B. Realschulen oder Gymnasien, finanziert, das die Schülerinnen und 
Schüler  für schulische Zwecke (z.B. Recherchen) auf ihrem Smartphone (internetfähiges Han-
dy) im Unterricht benutzen können?
Frage 4 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Nutzung von Smartphones der SchülerInnen im Unterricht Nun geht es um die Benutzung von 
Smartphones (internetfähige Handys) an Schulen. Sind Sie dafür oder dagegen, dass Schülerin-
nen und Schüler ab der 7. Klasse ihr eigenes Smartphone für schulische Zwecke (z.B. für Recher-
chen) im Unterricht benutzen dürfen? 
Frage 5 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Digitale Kommunikation zwischen Schule und SchülerInnen bzw. Eltern Sind Sie dafür oder 
dagegen, dass Schulen über digitale Kommunikationswege in Kontakt mit Schülerinnen und 
Schülern und Eltern stehen, um beispielsweise über bevorstehende Tests oder Prüfungsergeb-
nisse zu informieren?
Frage 6 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Jährliche Fortbildungspflicht für Lehrkräfte In den allgemeinbildenden Schulen werden das 
Internet und digitale Geräte, wie z.B. Computer, Tablet oder Smartphone, immer häufiger im 
Unterricht eingesetzt. Sind Sie dafür oder dagegen, dass Lehrerinnen und Lehrer verpflichtet 
werden, an jährlichen Fortbildungen zu Digital- und Medienkompetenz teilzunehmen?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2017.� ©  ifo Institut



23

FORSCHUNGSERGEBNISSE

ifo Schnelldienst  17 / 2017  70. Jahrgang  14. September 2017

zeit. An deutschen Berufsschulen und Ausbildungs-
betrieben werden digitale Medien bisher eher zurück-
haltend verwendet (vgl. Schmid, Goertz und Behrens 
2016). Um die digitale Ausbildung voranzutreiben, hat 
das BMBF (2016b) die Initiative »Digitale Medien in der 
beruflichen Bildung« ins Leben gerufen, die ab 2017 
einschlägige berufliche Aus- und Weiterbildungen mit 
insgesamt bis zu 25 Mio. Euro jährlich fördern soll. Ein 
solcher Einsatz des Bundes findet in der Bevölkerung 
breite Zustimmung. Eine überwältigende Mehrheit 
von 85% der Deutschen spricht 
sich dafür aus, dass der Bund für 
berufliche Ausbildungsstätten ver-
mehrt digitale, technische Geräte 
anschafft, damit die Auszubilden-
den bereits dort den Gebrauch von 
Geräten wie zum Beispiel 3D-Dru-
ckern erlernen können, die sie 
dann zum Teil auch in den Unter-
nehmen benutzen müssen (vgl. 
Abb. 6). Lediglich 9% sprechen sich 
dagegen aus.

An deutschen Hochschulen 
werden digitale Medien bereits 
intensiver genutzt. Einige Hoch-
schulen bieten beispielsweise ihre 
gesamten Vorlesungs- und Lern-
materialien auf Onlineportalen an. 
An manchen Universitäten kön-
nen Studierende ihren Abschluss 
sowohl durch persönliche Anwe-
senheit in Lehrveranstaltungen als 
auch per Fernstudium auf Online-
plattformen erwerben. Danach 
befragt, ob Universitäten in der 
Abschlussurkunde explizit kenn-
zeichnen sollten, ob ein Studie-
render das Studium klassisch oder 

online absolviert hat, sprechen 
sich 61% der Deutschen für eine 
Kennzeichnungspflicht aus. 25% 
sind dagegen, die restlichen 14% 
sind unentschlossen. Das deutet 
darauf hin, dass Online-Studien-
gänge in der deutschen Bevölke-
rung nicht als identisch mit einem 
klassischen Universitätsstudium 
angesehen werden.

Auch im Weiterbildungsbe-
reich sprechen sich die Deutschen 
für eine staatliche Förderung des 
Erwerbs von digitalen Kompe-
tenzen aus. Der Vorschlag, dass 
Betriebe, die ihren MitarbeiterIn-
nen regelmäßig Fortbildungsmaß-
nahmen zum Thema IT, Digitali-
sierung und Medien ermöglichen, 
staatliche Förderungen erhalten 
sollen, findet eine Zweidrittel-

mehrheit (67%). Nur 22% der Befragten sind gegen die-
sen Vorschlag.

TRENDS IN DEN MEINUNGEN: SCHLECHTERE 
BEWERTUNG, HÖHERE AUSGABENBEREITSCHAFT

Neben dem Themenblock Digitalisierung hat sich das 
ifo Bildungsbarometer in diesem Jahr besonders dar-
auf konzentriert, Trends in den Meinungen der deut-
schen Bevölkerung zu verschiedenen bildungspoli-
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Einer zufälllig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Sind Sie dafür oder dagegen, dass in den folgenden Bildungseinrichtungen Digital- und Medi-
enkompetenzen, wie z.B. Umgang mit digitalen Geräten, Grundkenntnisse im Programmieren 
oder verantwortungsvoller Umgang mit sozialen Medien, vermittelt werden? 
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2017.� ©  ifo Institut
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Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Ausstattung beruflicher Ausbildungsstätten mit digitalen, technischen Geräten durch Bund 
Sind Sie dafür oder dagegen, dass der Bund für Ausbildungsstätten der beruflichen Ausbildung 
vermehrt digitale, technische Geräte anschafft, damit die Auszubildenden bereits dort den Ge-
brauch der Geräte (z.B. 3D-Drucker) erlernen, die sie zum Teil auch in Unternehmen benutzen 
müssen?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Kennzeichnungspflicht von Universitätsabschlüssen als klassisch oder online An manchen 
Universitäten können Studierende ihren Abschluss sowohl durch persönliche Teilnahme an Kur-
sen als auch per Fernstudium auf Onlineplattformen erwerben. Sind Sie dafür oder dagegen, 
dass Universitäten in der Abschlussurkunde explizit kennzeichnen müssen, ob ein Studierender 
das Studium klassisch oder online absolviert hat?
Frage 3 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Staatliche Förderung von Betrieben für Digitalisierungsfortbildungen Sind Sie dafür oder da-
gegen, dass Betriebe, die ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern regelmäßig Fortbildungsmaß-
nahmen zum Thema IT, Digitalisierung und Medien ermöglichen, staatliche Förderung erhalten?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2017.� ©  ifo Institut
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tischen Themen abzubilden. Dazu haben wir ausge-
wählte Fragen, die wir bereits zwischen 2014 und 2016 
gestellt hatten, in diesem Jahr mit demselben Wort-
laut erneut gestellt (vgl. Kasten 2). Wie bereits berich-
tet, hat sich dabei beispielsweise gezeigt, dass sich die 
Zustimmung zu Unterrichtszeit am Computer deutlich 
erhöht hat. Zunächst berichten wir nun über einige wei-
tere Bereiche, in denen sich die Meinung der Deutschen 
in den vergangenen Jahren deutlich verändert hat. 
Danach kommen wir zu den – in ihrer Anzahl deutlich 
umfangreicheren – Bereichen, in denen sich die Mei-
nung der Deutschen nicht nennenswert verändert hat. 

Schulen schlechter benotet

Bereits in den vorherigen Erhebungen des ifo Bildungs-
barometers hat sich gezeigt, dass die Bevölkerung die 

allgemeinbildenden Schulen in Deutschland eher mit-
telmäßig benotet. In den Jahren 2014, 2015 und 2016 
hat jeweils etwa ein knappes Drittel der Bevölke-
rung (28% – 30%) die Schulen in Deutschland mit der 
Schulnote 1 oder 2 beurteilt, etwas mehr als die Hälfte 
hat Schulnote 3 vergeben (53% – 54%) und der Rest 
(17% – 18%) hat die Schulen mit den Noten 4, 5 oder 6 
bewertet (vgl. Abb. 7). Dabei war die Einschätzung über 
die drei Jahre erstaunlich stabil. Im Vergleich dazu hat 
sich die Bewertung der Schulen im ifo Bildungsbaro-
meter 2017 verschlechtert: Der Anteil der Bevölkerung, 
der die Noten 1 oder 2 vergibt, ist auf 24% gesunken. 
Zugleich sind die Anteile derer, die die Note 3 oder die 
Noten 4, 5 oder 6 vergeben, leicht auf 56% bzw. 20% 
angestiegen. 

Wie schon in den vergangenen Jahren werden die 
allgemeinbildenden Schulen im eigenen Bundesland 

Ein besonderer Schwerpunkt des ifo Bildungsbarometers 2017 liegt auf der Frage, wie sich die öffentliche Mei-
nung zu Bildungsthemen seit 2014, dem ersten Erhebungsjahr des ifo Bildungsbarometers, verändert hat. Um 
Vergleiche über die Zeit anstellen zu können, wurde in der diesjährigen Befragung eine Reihe von Fragen aus 
den Vorjahren wortgleich wiederholt. Da das ifo Bildungsbarometer jedes Jahr andere Themenschwerpunkte 
setzt, wurden nur vier Fragen in jedem Befragungsjahr von 2014 bis 2017 gestellt: die Fragen nach der Benotung 
der Schulen (vgl. Abb. 7), den staatlichen Ausgaben für Schulen (vgl. Abb. 8), der Verwendung zusätzlicher Mit-
tel im Schulbereich (vgl. Abb. 14) und den Studiengebühren (vgl. Abb. 20). Darüber hinaus wurde eine Vielzahl 
von Fragen in diesem Jahr zumindest zum zweiten Mal gestellt.

Wie schon bei den Zustimmungsniveaus zu den Fragen lässt sich auch für ihre Veränderung über die Zeit 
ein statistisches Signifikanzniveau berechnen. Aufgrund des vergleichsweise großen Stichprobenumfangs des 
ifo Bildungsbarometers erfüllen Veränderungen, die eine quantitativ bedeutende Größenordnung aufweisen, 
zumeist auch den Tatbestand der statistischen Signifikanz. Wann immer im Text von bedeutenden Verände-
rungen berichtet wird, erweisen sie sich auch statistisch als signifikant. 

Bei der Interpretation der berichteten Meinungstrends ist zu berücksichtigen, dass die Ergebnisse prin-
zipiell nicht nur durch tatsächliche Änderungen in der Meinung der Bevölkerung, sondern auch durch Ände-
rungen in der Ausgestaltung des Fragebogens hervorgerufen worden sein könnten. Zwar wurden die Fragen 
identisch gestellt, und die Befragungen waren jeweils auf eine repräsentative Abbildung der deutschen Bevöl-
kerung ausgerichtet (vgl. Kasten 1). Allerdings ist es beispielsweise denkbar, dass die Positionierung einer 
Frage innerhalb des Fragebogens sowie die Zusammensetzung der anderen Fragen das Antwortverhalten 
beeinflussen kann. Experimentelle Untersuchungen zu den Effekten von Fragenreihenfolgen im letztjährigen 
ifo Bildungsbarometer haben allerdings gezeigt, dass leichte Variationen in der Reihenfolge zweier Fragen zu 
Gehaltszuschlägen für Lehrkräfte das Antwortverhalten nicht signifikant beeinflusst haben (vgl. Wößmann et 
al. 2016a, Kasten 2). Demgegenüber lag der Anteil derer, die Bildungspolitik als wichtig für die Wahlentschei-
dung eingeschätzt haben, in der Teilgruppe, die diese Frage gleich zu Beginn der Befragung beantwortet hat, 
mit 80% höher als in der Teilgruppe, die die Frage erst an 21. Stelle des Fragebogens gestellt bekommen hat 
(74%). Insofern sind gewisse Effekte extremer Verschiebungen im Fragebogen nicht auszuschließen.

Weitere Untersuchungen der diesjährigen Befragung deuten jedoch darauf hin, dass die Antworten auf die 
Trendfragen kaum von den jeweils vorangegangenen Fragen bzw. den darin enthaltenen Informationen beein-
flusst wurden. Da an verschiedenen Stellen im ifo Bildungsbarometer 2017 zufällige Teilgruppen der Befragten 
gebildet wurden und diese unterschiedliche Fragen beantwortet bzw. unterschiedliche Informationen erhal-
ten haben, kann der Einfluss verschiedener Fragenkonstellationen auf die Antworten auf Trendfragen unter-
sucht werden. Dafür haben wir für jede Trendfrage untersucht, ob sich die Antworten signifikant nach der Teil-
gruppenzuteilung der jeweils vorangegangenen Fragen unterscheiden. Es zeigt sich, dass in nur 6% der Verglei-
che statistisch auf dem 5%-Niveau signifikante Unterschiede zwischen den Teilgruppen bestehen – wie es bei 
dem gewählten Signifikanzniveau aufgrund von reinem Zufall zu erwarten wäre. Für die Analysen der drei Vor-
jahre ergeben sich ebenfalls Signifikanzquoten von jeweils 5%. Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass die 
unterschiedlichen Fragenkonstellationen das dargestellte Meinungsbild nicht maßgeblich beeinflusst haben.

 Kasten 2

 Zur Berechnung und Interpretation von Meinungstrends
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bzw. vor Ort besser beurteilt: 34% bzw. 40% der 2017 
Befragten vergeben für diese Schulen die Note 1 oder 
2. Dementsprechend ist der Anteil der Bevölkerung, der 
die Note 3 vergibt, mit 46% bzw. 41% deutlich geringer 
als für die Schulen in ganz Deutschland. Ähnlich wie die 
Schulen in ganz Deutschland bewerten 20% bzw. 19% 
die Schulen im jeweiligen Bundesland bzw. vor Ort mit 
den Noten 4, 5 oder 6. Auch in diesen Fällen fällt die 
Beurteilung aber schlechter aus als in den Vorjahren. 

Die Deutschen sehen also deutlichen, über die Zeit 
ansteigenden Verbesserungsbedarf bei den allgemein-
bildenden Schulen. Während es eine Vielzahl möglicher 
Gründe für den negativen Trend in der Beurteilung der 
Schulen gibt, legen diese Ergebnisse nahe, dass der 
Wunsch nach Verbesserungen in der deutschen Bevöl-
kerung gewachsen ist.

Bereitschaft für Bildungsausgaben erhöht

Während sich die Beurteilung der Schulen im Vergleich 
zu den Vorjahren verschlechtert hat, ist der Wunsch 
nach Ausgabenerhöhungen im Bildungsbereich gestie-
gen. Im diesjährigen ifo Bildungsbarometer spricht sich 
eine große Mehrheit von 81% der Befragten dafür aus, 
dass die staatlichen Ausgaben für Schulen steigen oder 
stark steigen sollten (vgl. Abb. 8). Diese Zustimmungs-
rate ist im Zeitverlauf deutlich angestiegen: 2014 waren 
noch 71% für staatliche Ausgabenerhöhungen, 2015 
und 2016 waren es 77%.3 In jedem Jahr wurde eine Teil-
gruppe der Befragten vor der Beantwortung der Frage 
über die durchschnittlichen staatlichen Bildungsaus-
gaben pro SchülerIn informiert.4 Wie in den Vorjahren 
verringert auch im ifo Bildungsbarometer 2017 diese 
Information die Zustimmung zu höheren Ausgaben 
deutlich auf 62%. Dieser Anteil ist im Vergleich zu den 
beiden Vorjahren relativ stabil, liegt aber signifikant 
höher als 2014 (51%). 

Gehaltszahlungen an Lehrkräfte sind ein zentraler 
Bestandteil der Ausgaben für Schulen. Auch hier ist die 
Zustimmung für Ausgabenerhöhungen in den vergan-
genen Jahren deutlich gestiegen. Waren 2014 nur 29% 
der Befragten der Meinung, dass die Gehälter von Lehr-
kräften steigen oder stark steigen sollten, lag der Anteil 
2016 bei 40% und 2017 bei 43% (vgl. Abb. 9). 

Das ifo Bildungsbarometer 2017 zeigt auch, dass 
den Deutschen Bildungsausgaben im Vergleich zu 
anderen staatlichen Ausgabenbereichen besonders 
wichtig sind. Während drei Viertel (75%) der Befragten 
der Meinung sind, dass der Staat zukünftig mehr Geld 
für Bildung ausgeben sollte, liegt die Zustimmung zu 
Ausgabenerhöhungen in allen anderen abgefragten 

Bereichen niedriger: 69% sind für 
steigende staatliche Ausgaben für 
öffentliche Sicherheit (z.B. Poli-
zei) und 56% für soziale Sicherung 
(z.B. Rentenzuschüsse, Arbeitslo-
sengeld II), aber nur 21% für Kul-
tur und 19% für Verteidigung (vgl. 
Abb. 10).5 

Im Vergleich zu 2014 zeigen 
sich interessante, deutlich unter-

3   Im ifo Bildungsbarometer 2015 wurde 
die Frage auf das jeweilige Bundesland be-
zogen, in den übrigen Jahren auf Deutsch-
land insgesamt.
4   Die durchschnittlichen Bildungsausge-
ben pro SchülerIn betrugen 6 400 Euro im 
Jahr 2014, je nach Bundesland zwischen 
5 800 Euro und 8 700 Euro im Jahr 2015, 
7 100 Euro im Jahr 2016 und 7 400 Euro 
im Jahr 2017 (Datenquelle: Statistisches 
Bundesamt 2017).
5   Einem Teil der Befragten wurde mitge-
teilt, dass jährlich 95 Mrd. Euro für Bildung, 
38 Mrd. Euro für öffentliche Sicherheit, 227 
Mrd. Euro für soziale Sicherung, 10 Mrd. 
Euro für Kultur und 27 Mrd. Euro für Vertei-
digung ausgegeben werden (Datenquelle: 
Statistisches Bundesamt 2014). In dieser 
Teilgruppe sind 65%, 66%, 49%, 21% und 
19% für Ausgabenerhöhungen in den je-
weiligen Bereichen.
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Frage: 
Welche Schulnote würden Sie den allgemeinbildenden Schulen ge-
ben? Den Schulen in ganz Deutschland?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014–2017.� ©  ifo Institut
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Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Ohne Informationa [Mit Information] [Die staatlichen Bildungsausgaben in Deutschland betra-
gen im Durchschnitt jährlich 7 400 Euro pro Schülerin/Schüler.] Sollten die staatlichen Ausga-
ben für Schulen in Deutschland Ihrer Meinung nach steigen, sinken oder unverändert bleiben?
a Das linke Diagramm stellt die Ergebnisse der Frage ohne Information dar.
b Im Jahr 2015 bezog sich die Frage abweichend nicht auf die staatlichen Ausgaben für Schulen 
»in Deutschland«, sondern »in Ihrem Bundesland«. 
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014–2017.� ©  ifo Institut
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schiedliche Trends im Wunsch nach staatlichen Mehr-
ausgaben: Bei Bildung und Kultur ist er weitgehend 
konstant geblieben (72% bzw. 21% für Ausgabenerhö-
hungen im Jahr 2014) und bei der sozialen Sicherung 
leicht gestiegen (52% im Jahr 2014). Demgegenüber 
hat sich die Befürwortung von Ausgabenerhöhungen 
in den Bereichen öffentliche Sicherheit und Vertei-
digung deutlich erhöht. Sprach sich 2014 die Hälfte 
der Befragten (50%) für Ausgabenerhöhungen für die 
öffentliche Sicherheit aus, sind es 2017 über zwei Drit-
tel der Befragten (69%). Die Forderung nach steigen-
den Ausgaben für Verteidigung hat sich im gleichen 
Zeitraum sogar von 9% im Jahr 2014 auf 19% im Jahr 
2017 verdoppelt. Eine naheliegende Interpretation 
dieser Trends ist, dass sich die in den letzten Jahren 
verschärfte Sicherheitslage und angestiegene Terror-
gefahr in Deutschland in den Präferenzen für staatli-
che Mehrausgaben niederschlägt.

Erhöhte Ausgabenbereitschaft nicht in allen 
Bereichen

Während die Ausgabenbereitschaft für allgemeinbil-
dende Schulen, für Lehrergehälter und für Bildung ins-
gesamt in den vergangenen Jahren deutlich angestie-
gen ist, zeichnet sich in anderen Bildungsbereichen ein 
Rückgang der Ausgabenbereitschaft ab. Fort- und Wei-
terbildungsmaßnahmen für Erwachsene werden teils 
von den Personen selbst, teils von ihren Arbeitgebern 
und teils vom Staat finanziert. Im ifo Bildungsbarome-
ter 2017 sprachen sich 20% für höhere Ausgaben der 
Personen selbst, 50% für höhere Ausgaben der Arbeit-
geber und 53% für höhere staatliche Ausgaben aus (vgl. 
Abb. 11). 2014 waren noch es 27%, 59% bzw. 58% für 
diese drei Quellen. Während die Bereitschaft für höhere 
Weiterbildungsausgaben der Personen selbst also wei-
terhin relativ niedrig und die für höhere Ausgaben von 
Arbeitgebern und Staat relativ hoch ist, ist die Bereit-
schaft zu steigenden Ausgaben für Fort- und Weiterbil-
dung insgesamt zurückgegangen. 

Auch die Bereitschaft, in Bildungsmaßnahmen zur 
Integration von Flüchtlingen zu investieren, ist leicht 
rückläufig. Hatten sich im letzten Jahr noch 25% der 
Befragten dafür ausgesprochen, die staatlichen Bil-
dungsausgaben pro Flüchtling zu erhöhen, waren 
es in der diesjährigen Befragung nur noch 20% (vgl. 
Abb. 12). Der Anteil von Personen, die der Meinung 
sind, dass diese Ausgaben sinken sollten, stieg von 
26% auf 35%. Keine signifikante Änderung findet sich 
hingegen in der Zustimmung zum Vorschlag, dass der 
Staat einen Teil der Ausbildungskosten der Betriebe, 
die Flüchtlingen einen Ausbildungsplatz anbieten, 
übernimmt. Hier ist die Meinung der Bevölkerung wei-
terhin geteilt: 44% sind dafür und 44% dagegen, in der 
letztjährigen Befragung waren es 45% bzw. 41%.6 

Spezifische Bildungsausgaben 

Das ifo Bildungsbarometer 2017 
hat auch erfragt, welcher Bil-
dungsbereich am ehesten von 
einer Erhöhung der staatlichen 
Bildungsausgaben profitieren 
sollte. Weiterführende Schu-
len werden mit 33% am häufigs-
ten genannt, direkt gefolgt von 
6   Eine zufällig gewählte Teilgruppe der 
Online-Stichprobe wurde vor der Beant-
wortung der Frage darüber informiert, 
dass laut einer Studie nur 14% der seit 
2013 als Flüchtlinge eingereisten Personen 
einer Erwerbsarbeit nachgehen und dass 
viele Experten der Meinung sind, dass die 
Qualifikationen der Flüchtlinge für den 
deutschen Arbeitsmarkt nicht ausreichen 
(vgl. Brücker et al. 2016). Das Meinungs-
bild dieser Teilgruppe unterscheidet sich 
nicht signifikant von der uninformierten 
Teilgruppe. Um die Repräsentativität der 
Ergebnisse für die deutsche Bevölkerung 
zu gewährleisten, wurden die Gewichte der 
Online-Stichprobe in der uninformierten 
Teilgruppe entsprechend angepasst.

2 3 4

27
37 39

62
56 53

7 4 4
1 1 1

0%

25%

50%

75%

100%

2014 2015 2016 2017

Stark sinken

Sinken

In etwa unverändert bleiben

Steigen

Stark steigen

Wie sollten sich Gehälter von Lehrkräften entwickeln?
Zustimmung zu steigenden Gehältern steigt seit 2014 

Abb. 9

Frage: 
Was meinen Sie, sollten die Gehälter von Lehrerinnen und Lehrern in 
Deutschland steigen, sinken oder unverändert bleiben?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014; 2016; 2017.� ©  ifo Institut
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Abb. 10

Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
Wie viel sollte der Staat Ihrer Meinung nach zukünftig in den folgenden Bereichen im Vergleich 
zu heute ausgeben? Denken Sie daran, dass höhere Staatsausgaben gegebenenfalls durch Steu-
ererhöhungen finanziert werden müssen.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014; 2017.� ©  ifo Institut
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Grundschulen (30%) und Einrichtungen der früh- 
kindlichen Bildung wie Kindertagesstätten, Krippen 
und Kindergärten (26%) (vgl. Abb. 13). Nur 7% bzw. 4% 
präferieren Erhöhungen im Berufsschul- und Hoch-
schulbereich. Im Vergleich zum ifo Bildungsbaro- 
meter 2014 zeichnet sich eine leichte Verschiebung 
von frühkindlichen Einrichtungen zu Grundschulen 
ab: Damals hatten sich noch 31% für Ausgabenerhö-
hungen für frühkindliche Bildung und 26% für Grund- 
schulen ausgesprochen. Die rückläufige Präferenz für 
Ausgabenerhöhungen bei Kitas, Krippen und Kinder-
gärten könnte damit zusammenhängen, dass in die-
sem Bereich in den vergangenen Jahren vermehrt 
investiert wurde. Die Anteile, die sich für die späte-
ren drei Bildungsbereiche aussprechen, sind relativ 
konstant. 

Die hohe Zustimmung zu 
Ausgabenerhöhungen im Schul-
bereich wirft die Frage auf, wie 
zusätzliche Mittel in diesem 
Bereich verwendet werden soll-
ten. In jedem Befragungsjahr wur-
den die TeilnehmerInnen gebeten, 
sich zwischen drei häufig disku-
tierten Möglichkeiten zu entschei-
den: der Verkleinerung der Klas-
sengrößen, der Erhöhung der Leh-
rergehälter oder der Anschaffung 
von neuen Lehrmitteln, wie zum 
Beispiel Computer und Schulbü-
cher. 2014 hatten sich noch 64% 
für kleinere Schulklassen, 32% für 
zusätzliche Lehrmittel und 4% für 
höhere Lehrergehälter ausgespro-
chen. Bis 2017 ist die Zustimmung 
zu Klassenverkleinerungen auf 
53% gesunken, die Zustimmung zu 

zusätzlichen Mitteln für Lehrmittel und Lehrergehälter 
ist auf 39% bzw. 8% gestiegen (vgl. Abb. 14). Die Werte 
der Jahre 2015 und 2016 liegen jeweils dazwischen. 

Um zu verdeutlichen, dass die verschiedenen Ver-
wendungszwecke für zusätzliche Mittel zueinander in 
Konkurrenz stehen, wurde eine zweite Teilgruppe im 
ifo Bildungsbarometer 2017 vor der Beantwortung der 
Frage darüber informiert, dass eine Verkleinerung der 
Schulklassen um drei SchülerInnen in etwa so viel kos-
ten würde, wie die Lehrergehälter um 15% zu erhöhen 
oder neue Lehrmittel im Wert von jährlich 20 000 Euro 
pro Schulklasse anzuschaffen. Die Information verrin-
gert die Zustimmung zu Klassenverkleinerungen in die-
ser Teilgruppe signifikant auf 46%, die Zustimmung zu 
zusätzlichen Lehrmitteln steigt auf 45% (9% für Lehrer-
gehälter).7 Eine dritte Teilgruppe erhielt dieselbe Infor-

mation und wurde gebeten, sich 
jeweils konkret zwischen einer 
Verkleinerung der Schulklassen 
um drei bzw. zehn SchülerInnen 
und den jeweiligen kostenneu-
tralen Alternativen zu entschei-
den. Bei der Option einer Klassen-
verkleinerung um zehn Schüler
Innen spricht sich auch in dieser 
Teilgruppe knapp die Hälfte (48%) 
für kleinere Klassen aus (44% für 
Lehrmittel, 7% für Lehrergehäl-
ter). Geht es hingegen um eine 
Klassenverkleinerung um drei 
SchülerInnen, sprechen sich nur 
mehr 38% für kleinere Klassen aus, 

7   Eine weitere Teilgruppe wurde gebeten, 
die angegebenen Werte in dafür vorge-
sehene Eingabefelder einzutragen, um 
sicherzustellen, dass die Befragten die 
Information auch verinnerlicht haben. Die 
Ergebnisse unterscheiden sich nicht signi-
fikant von denen der zweiten Teilgruppe.
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Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für Erwachsene werden teils von den Personen selbst, 
teils von ihren Arbeitgebern und teils vom Staat finanziert. Was meinen Sie, sollten die Ausga-
ben für Fort- und Weiterbildung im Erwachsenenalter aus diesen drei Quellen steigen, sinken 
oder unverändert bleiben?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014; 2017.� ©  ifo Institut
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Frage 1: 
Staatliche Bildungsausgaben pro Flüchtling Sollten die staatlichen Bildungsausgaben pro 
Flüchtling Ihrer Meinung nach steigen, sinken oder unverändert bleiben? 
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Staatliche Kostenübernahme für betriebliche Ausbildung von Flüchtlingen Sind Sie dafür 
oder dagegen, dass der Staat einen Teil der Ausbildungskosten der Betriebe übernimmt, die 
Flüchtlingen einen Ausbildungsplatz anbieten?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016; 2017.� ©  ifo Institut
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stattdessen sind 48% für zusätzliche Lehrmittel im ent-
sprechenden Kostenumfang (13% für höhere Lehrerge-
hälter). Insgesamt zeigen diese Ergebnisse, dass Infor-
mationen über die tatsächlichen Kosten der Optionen 
die Zustimmung zu kleineren Klassen deutlich zuguns-
ten anderer Alternativen senken und dass die konkrete 
Ausgestaltung der Optionen entscheidend für deren 
Akzeptanz ist. Die Beobachtung, dass sich eine relative 
Mehrheit für eine beträchtliche Klassengrößenverklei-
nerung um zehn SchülerInnen findet, nicht jedoch für 
eine Verkleinerung um drei SchülerInnen, deutet dar-
auf hin, dass Klassengrößenverkleinerungen erst dann 
beliebt sind, wenn sie sich in einem fiskalisch kaum ver-
tretbaren Rahmen befinden – denn schon eine Verklei-
nerung der Klassen um drei SchülerInnen würde die 
staatlichen Ausgaben um rund 15% erhöhen. 

Bildungsreformen

Neben den beschriebenen Meinungstrends zu Bil-
dungsausgaben zeigt der Vergleich über die Jahre wei-
tere interessante Entwicklungen in den Präferenzen 
zu verschiedenen Reformvorschlägen. Ein zentrales 
Thema im Schulbereich ist die Verbesserung der Ver-
gleichbarkeit der Bildungsabschlüsse zwischen den 
Bundesländern. In diesem Zusammenhang hat sich 
im ifo Bildungsbarometer 2014 eine überwältigende 
Mehrheit von 86% für deutschlandweit einheitliche 
Abschlussprüfungen im Abitur ausgesprochen (vgl. 
Abb. 15). Im Folgejahr zeigte sich zusätzlich, dass sich 
auch für einheitliche Abschlussprüfungen zum Haupt- 
bzw. Realschulabschluss hohe Zustimmungsraten von 
82% bzw. 85% fanden, 86% sprachen sich wiederum 
für einheitliche Abiturprüfungen aus. Diese Anteile 
sind in der diesjährigen Befragung sogar noch weiter 
angestiegen, auf 87% beim Hauptschulabschluss und 
jeweils 91% beim Realschulabschluss und beim Abi-
tur. Zwei Drittel der Deutschen sind mittlerweile sogar 
»sehr dafür«, deutschlandweit einheitliche Abschluss-
prüfungen im Abitur einzuführen. 

Ein weiteres Bildungsthema, das in den letz-
ten Jahren hitzig diskutiert wurde, ist die Dauer der 
Gymnasialzeit. Während in den vergangenen Jahren 

die Gymnasialzeit in den meisten 
Bundesländern von neun (G9) auf 
acht Jahre (G8) verkürzt wurde, 
sind mittlerweile wieder meh-
rere Bundesländer zu G9 oder 
zu Mischformen mit Wahlfreiheit 
zurückgekehrt. Diese Rückkehr 
steht im Einklang mit der mehr-
heitlichen Ablehnung des G8 in 
der deutschen Bevölkerung: In 
der diesjährigen Befragung spre-
chen sich 60% gegen das G8 aus, 
nur 26% sind dafür. Im Vergleich 
zu 2014, als 56% dagegen und 30% 
dafür waren, hat sich die Ableh-
nung des G8 noch leicht verstärkt. 

Eine weitere Frage ist, ob Lehrkräfte verbeam-
tet werden sollten. Obwohl derzeit im Großteil der 
Bundesländer die meisten Lehrkräfte verbeamtet 
sind, sprechen sich 54% der Bevölkerung gegen die 
Verbeamtung von LehrerInnen aus, 30% sind dafür. 
2014 sprachen sich etwas weniger Befragte für die 
Verbeamtung aus, 2015 etwas mehr, wobei durchge-
hend eine absolute Mehrheit gegen die Verbeamtung 
bestand. 

Ein Vorschlag, um die Ausbildungs- und Beschäf-
tigungschancen für benachteiligte Jugendliche zu 
verbessern, besteht darin, zusätzlich zu den Beru-
fen mit dreijähriger Ausbildungsdauer auch weniger 
anspruchsvolle zweijährige Ausbildungsberufe für 
Jugendliche mit schlechten Ausbildungsaussichten 
einzuführen. Während sich im ifo Bildungsbarometer 
2014 noch 48% für die Einführung derartiger Ausbil-
dungsberufe ausgesprochen hatten (38% waren dage-
gen), sind in der diesjährigen Befragung nur noch 44% 
dafür, 45% sind dagegen.

In den letzten Jahren sind die Anfängerzahlen im 
dualen System der Berufsausbildung stetig gesunken, 
während der Anteil eines Jahrgangs, der ein Studium 
aufnimmt, gestiegen ist. Gleichwohl ist die deutsche 
Studienquote im Vergleich der entwickelten Länder 
weiterhin eher gering. Unter den Befragten des ifo Bil-

31

26

26

30

31

33

6

7

6

4

0% 25% 50% 75% 100%

2014

2017

Kitas, Krippen, Kindergärten Grundschulen
Weiterführende Schulen Berufsschulen
Universitäten und Hochschulen

Welcher Bildungsbereich sollte von zusätzlichen Geldern profitieren?
Recht stabile Präferenz für frühe Bereiche 

Abb. 13

Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
Nun stellen Sie sich vor, dass der Staat eine Erhöhung der Bildungsausgaben plant. Wenn nur 
ein Bildungsbereich von dieser Erhöhung profitieren könnte, welcher Bereich sollte das Ihrer 
Meinung nach sein?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014; 2017.� ©  ifo Institut
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Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
Stellen Sie sich vor, die Regierung plant, die Ausgaben für das Schul-
system zu erhöhen. Für welche der folgenden Möglichkeiten sind Sie?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014–2017.� ©  ifo Institut
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dungsbarometers 2017 sind 60% der Meinung, dass 
derzeit (viel oder eher) zu viele Personen in Deutsch-
land ein Studium aufnehmen, nur 8% denken, es seien 
(viel oder eher) zu wenige. Im Vergleich zu 2014 ist die 
Skepsis in Bezug auf die Zahl der Studienanfänger 
angestiegen: Damals hielten 55% die Zahl für zu hoch 
und 12% für zu niedrig.

STABILE MEINUNGEN IN VIELEN 
THEMENBEREICHEN

Die diesjährige Befragung hat gezeigt, dass – im Gegen-
satz zu den meisten bisher angesprochenen Themen-

bereichen – die Meinung der Deut-
schen bei vielen Fragen relativ 
unverändert geblieben ist. Zu die-
sen Themenbereichen mit stabi-
len Meinungen kommen wir in die-
sem Abschnitt. 

Allgemeine Bildungsthemen

Für Politiker spielt die bildungs-
politische Meinung der Bevölke-
rung nicht zuletzt im Hinblick auf 
Wahlen eine wichtige Rolle. Wir 
haben deshalb seit 2015 erfragt, 
wie wichtig bildungspolitische 
Themen für die persönliche Wahl
entscheidung sind. In allen drei 
Befragungsjahren gibt ein recht 
konstanter Anteil von fast drei 
Viertel (72% im Jahr 2017) der 
Befragten an, dass Schul- und 
Bildungspolitik (sehr oder eher) 
wichtig für ihre Wahlentschei-
dung bei Landtagswahlen ist (vgl. 
Abb. 16).

Den Befragten ist nicht nur 
Bildungspolitik an sich wich-
tig, sondern auch das konkrete 
Abschneiden der SchülerInnen in 
Form von guten Schülerleistun-
gen. Alle drei Jahre nehmen deut-
sche SchülerInnen am internatio-
nalen PISA-Test teil, die neuesten 
Ergebnisse wurden im vergange-
nen Dezember veröffentlicht. Wie 
schon vor drei Jahren ist es für 
etwa drei Viertel der Befragten 
(76% im Jahr 2017) sehr oder eher 
wichtig, dass Deutschland beim 
PISA-Test im Vergleich zu ande-
ren Ländern gut abschneidet. 
Dieser Anteil ist im Vergleich zu 
2014 sogar noch leicht angestie-
gen – von PISA-Müdigkeit kann in 
der deutschen Bevölkerung also 
keine Rede sein. 

Die Frage, inwieweit Kinder aus sozial schwachen 
Verhältnissen die gleichen Chancen im Bildungssys-
tem haben wie Kinder aus besseren Verhältnissen, ist 
nicht zuletzt deshalb wichtig, weil Bildungsungleich-
heit den Grundstein für spätere Ungleichheiten etwa 
im Erwerbseinkommen legt. Im ifo Bildungsbarome-
ter 2016 und 2017 wurden die TeilnehmerInnen gefragt, 
ob die Ungleichheit von Chancen für Kinder aus unter-
schiedlichen sozialen Verhältnissen im deutschen Bil-
dungssystem ihrer Meinung nach ein ernsthaftes Prob-
lem ist. Ein konstanter Anteil von mehr als der Hälfte der 
Befragten (55% im Jahr 2017) sieht Chancenungleich-
heit als ein ernsthaftes oder sehr ernsthaftes Problem 
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Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfungen Sind Sie dafür oder dagegen, dass bei fol-
genden Schulabschlüssen deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfungen eingeführt wer-
den? (2015 und 2017) / Was meinen Sie, sollten deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfun-
gen im Abitur eingeführt werden? (2014)
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Acht Jahre Gymnasium (G8) Sind Sie dafür oder dagegen, dass Schülerinnen und Schüler ihr 
Abitur üblicherweise nach acht Jahren Gymnasium (G8) statt nach neun Jahren Gymnasium 
(G9) machen?
Frage 3 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Verbeamtung von Lehrkräften Im Großteil der Bundesländer sind die meisten Lehrkräfte zur-
zeit Beamte, während in anderen Bundesländern die meisten Lehrkräfte Angestellte sind. Sind 
Sie dafür oder dagegen, dass Lehrerinnen und Lehrer verbeamtet werden?
Frage 4 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Einführung zweijähriger Ausbildungsberufe In Deutschland dauert die Berufsausbildung in der 
Regel drei Jahre. Sind Sie dafür oder dagegen, zusätzlich weniger anspruchsvolle zweijährige 
Ausbildungsberufe für Jugendliche mit schlechten Ausbildungsaussichten einzuführen?
Frage 5 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt): 
Anzahl der Studierenden in Deutschland Was denken Sie über die Anzahl der Personen, die 
derzeit in Deutschland ein Studium aufnehmen?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014–2017.� ©  ifo Institut
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an (vgl. Abb. 17).8 Eine Teilgruppe der Befragten wurde 
jeweils darüber informiert, dass laut einer Bildungsstu-
die die Mathematikleistungen von 15-jährigen Schü-
lerInnen aus schwierigen sozialen Verhältnissen im 
Durchschnitt etwa vier Schuljahre hinter den Mathe-
matikleistungen von Gleichaltrigen aus guten sozialen 
Verhältnissen zurückliegen.9 In der so informierten Teil-
gruppe liegt der Anteil derer, die Bildungsungleichheit 
für ein ernsthaftes Problem halten, mit 68% in den Jah-
ren 2016 und 2017 nochmals deutlich höher.

Frühkindliche Bildung

Frühkindliche Einrichtungen wie 
Krippen, Kindertagesstätten und 
Kindergärten sind für die meis-
ten Kinder der erste direkte Kon-
takt zum Bildungssystem. Derzeit 
können die Eltern entscheiden, ob 
ihre Kinder in den Kindergarten 
gehen oder nicht. Entgegen dieser 
Praxis spricht sich eine Zweidrit-
telmehrheit der Deutschen (66% 
im Jahr 2017) für eine Kindergar-
tenpflicht ab einem Alter von vier 
Jahren aus, nur 24% sind dagegen 
8	 Im ifo Bildungsbarometer 2017 wurde 
diese Frage zweimal gestellt. Das hier 
berichtete Ergebnis von 55%, die die Chan-
cenungleichheit als ernsthaftes Problem 
ansehen, bezieht sich auf die im Fragebo-
gen an 30. Stelle gestellte Frage. Bei der als 
erste Frage im Fragebogen gestellten Versi-
on liegt der Anteil mit 62% noch höher. 
9	 Vergleich der sozial niedrigsten und 
höchsten 10% der Bevölkerung, Daten-
quelle: Berechnungen des ifo Instituts 
anhand des ESCS-Indexes des wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Status mit 
den Mikrodaten des PISA-2012-Tests.

(vgl. Abb. 18). Im ifo Bildungsbaro-
meter 2014 fiel die Zustimmung zu 
verpflichtendem Kindergartenbe-
such ab einem gewissen Alter sehr 
ähnlich aus.10

Verschiedene Studien zei-
gen, dass Investitionen in die früh-
kindliche Bildung von Kindern aus 
sozial schwachen Verhältnissen zu 
mehr Chancengleichheit im Bil-
dungssystem führen können. Um 
die Effekte dieser Information auf 
die Meinung der Deutschen zu 
untersuchen, wurden im ifo Bil-
dungsbarometer 2017 neben der 
Teilgruppe, die die Frage nach der 
Kindergartenpflicht ohne Infor-
mation beantwortet hat, drei wei-
tere Teilgruppen gebildet. Der 
zweiten Teilgruppe wurde gesagt, 
dass eine aktuelle Studie zeigt, 
dass die Teilnahme am Kinder-
garten die späteren Chancen für 

Kinder aus schwierigen sozialen Verhältnissen stark 
verbessert, während gleichzeitig gerade diese Kin-
der von ihren Eltern weniger häufig zum Kindergarten 
angemeldet werden (vgl. Cornelissen et al. 2017). Die 
dritte Teilgruppe wurde (wie schon bei der Frage nach 
der Bildungsungleichheit) vor Beantwortung der Frage 
darüber informiert, dass 15-jährige SchülerInnen aus 
schwierigen sozialen Verhältnissen in ihren Mathema-
10	 Im ifo Bildungsbarometer 2016 wurde ebenfalls die Meinung zur 
Kindergartenpflicht ab vier Jahren erfragt. Allerdings wurde die Fra-
gen in eine Fragenbatterie eingebettet und nicht wie 2014 und 2017 
als Einzelfrage gestellt. 64% sprachen sich 2016 für eine verpflichten-
de Kindergartenteilnahme aus, 23% waren dagegen.
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Frage 1: 
Bildungspolitik für Wahlentscheidung bei Landtagswahlen Wie wichtig ist das Thema Schul- 
und Bildungspolitik für Ihre persönliche Wahlentscheidung bei Landtagswahlen? 
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Gutes Abschneiden bei PISA Deutsche Schülerinnen und Schüler nehmen regelmäßig am in-
ternationalen PISA-Test teil. Wie wichtig ist es Ihrer Meinung nach, dass Deutschland beim  
PISA-Test im Vergleich zu anderen Ländern gut abschneidet?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014–2017.� ©  ifo Institut
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Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Ohne Information [Mit Hinweis auf Ungleichheit] [Zahlreiche Studien zeigen, dass Bildungs-
erfolg im frühkindlichen, schulischen und universitären Bereich stark damit zusammenhängt, 
aus welchen sozialen Hintergründen und familiären Einkommensverhältnissen die Kinder und 
Jugendlichen kommen. Zum Beispiel hat eine Bildungsstudie gezeigt, dass die Mathematikleis-
tungen von 15-jährigen Schülerinnen und Schülern aus schwierigen sozialen Verhältnissen im 
Durchschnitt etwa vier Schuljahre hinter den Mathematikleistungen von jenen aus guten sozia-
len Verhältnissen zurückliegen (Vergleich der sozial niedrigsten und höchsten 10% der Bevölke-
rung).] Was meinen Sie, ist Ungleichheit von Chancen für Kinder aus unterschiedlichen sozialen 
Verhältnissen im deutschen Bildungssystem ein ernsthaftes Problem?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016; 2017.� ©  ifo Institut
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tikleistungen etwa vier Schuljahre hinter gleichaltri-
gen SchülerInnen aus guten sozialen Verhältnissen 
zurückliegen. Die vierte Teilgruppe erhielt beide Infor-
mationen. Die Informationen steigerten die Zustim-
mung zur Kindergartenpflicht nochmals deutlich: In 
der zweiten und dritten Teilgruppe ist sie mit 71% 
bzw. 74% deutlich höher als in der uninformierten Teil-
gruppe, nur 19% bzw. 18% sind dagegen. Noch deutli-
cher fällt die Zustimmung aus, wenn beide Informati-
onen zusammen gegeben werden: In der vierten Teil-
gruppe sind 80% für eine Kindergartenpflicht, nur 13% 
sind dagegen. 

Im Unterschied zu öffentlichen Schulen und Uni-
versitäten, die in Deutschland gebührenfrei sind, müs-
sen Eltern für den Besuch frühkindlicher Einrichtun-
gen in der Regel Gebühren entrichten. Eine Mehrheit 
der deutschen Bevölkerung ist im ifo Bildungsbarome-
ter 2017 für eine Änderung dieses Status quo: 81% sind 
dafür, dass der Staat die Kindergartengebühren über-
nimmt, damit alle Kinder ab dem Alter von vier Jahren 
kostenfrei in den Kindergarten gehen können, nur 13% 
sind dagegen. Bereits 2014 war die Zustimmung zu kos-
tenfreien Kindergärten ähnlich ausgefallen.

Ein weiteres wichtiges Thema im frühkindlichen 
Bereich sind die Gehälter von ErzieherInnen. Der 
Kita-Tarifstreit erreichte Anfang Mai 2015 mit einem 
mehrwöchigen Streik der ErzieherInnen seinen Höhe-
punkt. Zu diesem Zeitpunkt unterstützte die über-
wiegende Mehrheit der Deutschen im ifo Bildungsba-
rometer 2015 die Forderung der ErzieherInnen nach 
Gehaltserhöhungen: 79% sprachen sich dafür aus, 
dass die Gehälter der ErzieherInnen steigen oder 
stark steigen. Auch 2017 fiel die Zustimmung zu höhe-
ren ErzieherInnengehältern mit 77% nur geringfügig 
niedriger aus.11 

Schulen

Auch im Schulbereich finden sich bei einigen Themen-
stellungen recht stabile Meinungsbilder über die Befra-
gungsjahre. So stehen die Deutschen dem Thema 
Inklusion, also dem gemeinsamen Unterricht von Kin-
11	 Im diesjährigen ifo Bildungsbarmeter wurde diese Frage nur der 
Online-Stichprobe gestellt. Um sicherzustellen, dass die berichteten 
Antworten repräsentativ für die erwachsene Gesamtbevölkerung in 
Deutschland sind, wurden die Online-Beobachtungen entsprechend 
gewichtet.

Eine zentrale Fragestellung des ifo Bildungsbarometers ist, wie sich Informationsbereitstellung auf die öffent-
liche Meinung zu Bildungsthemen auswirkt. Dazu werden die Befragten bei einigen Fragen per Zufall auf zwei 
bis vier Teilgruppen aufgeteilt, wobei eine Gruppe die jeweilige Frage ohne Informationen beantwortet und 
die anderen Gruppen direkt bei der Beantwortung relevante Informationen erhalten. Beispielsweise hat eine 
Teilgruppe bei der Frage nach Studiengebühren Informationen über den Verdienst von Personen mit und ohne 
Hochschulstudium erhalten (vgl. Abb. 20). Während wir durch den Vergleich der Teilgruppen in den vergange-
nen Jahren eine Reihe von interessanten Informationseffekten identifizieren konnten, war bislang unklar, wie 
langlebig diese Effekte sind. 

Um zu testen, ob die Informationseffekte über einen längeren Zeitraum anhalten, wurden im Zuge der 
diesjährigen Befragung 2 358 Personen etwa eine bis fünf Wochen nach der Hauptbefragung wiederbefragt 
(vgl. Kasten 1 für methodische Details). Die Wiederbefragung beinhaltete eine Reihe von Fragen der Hauptbe-
fragung ohne Informationsbereitstellung. Der Vergleich der Wiederbefragungsantworten von Personen, die in 
der Hauptbefragung Informationen bzw. keine Informationen erhalten haben, gibt somit Aufschluss über die 
Langlebigkeit der Informationseffekte. 

Die Ergebnisse zeigen deutlich, dass Informationseffekte über einen längeren Zeitraum bestehen können. 
So stehen etwa Personen, die in der Hauptbefragung über den Verdienstunterschied mit und ohne Hochschul-
abschluss informiert wurden, auch in der Wiederbefragung Studiengebühren signifikant positiver gegenüber 
als Personen in der uninformierten Teilgruppe. Ähnlich persistente Effekte finden sich bei den Fragen nach der 
Chancengleichheit (vgl. Abb. 17) und der Kindergartenpflicht (vgl. Abb. 18), nicht hingegen bei den Bildungs-
ausgaben (vgl. Abb. 8). In allen Bereichen finden sich signifikante langlebige Effekte darauf, wie sicher sich die 
Wiederbefragten bei der Schätzung der jeweiligen Informationen sind. 

Die Wiederbefragung erlaubt es zudem, die Stabilität von Meinungen innerhalb der Befragten zu untersu-
chen. Für die vier wiederholten Fragen mit jeweils fünf Antwortkategorien finden wir für Personen in der unin-
formierten Teilgruppe im Durchschnitt, dass 57% in der Haupt- und in der Wiederbefragung dieselbe Antwort 
geben. 32% bzw. 9% weichen um eine bzw. zwei Antwortkategorien ab, weniger als 3% weichen um mehr als 
zwei Kategorien ab. Für die Frage nach Bildungsaspiration geben 82% den gleichen angestrebten Abschluss 
an. Die individuellen Meinungen scheinen also über die Zeit recht stabil zu sein.

Zusammenfassend unterstreicht die Langlebigkeit der Effekte die Relevanz unserer bisherigen Befunde 
zu den Auswirkungen von Informationen auf die öffentliche Meinung. Sie zeigt vor allem, dass Informationsbe-
reitstellung in Befragungen Meinungsbilder längerfristig verändern kann und nicht nur kurzfristige »Schocks« 
auslöst, die nach Abschluss der Umfrage wieder verschwinden.

 Kasten 3

 Informationseffekte halten auch nach mehreren Wochen an
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dern mit und ohne Behinderung, weiterhin eher posi-
tiv gegenüber: Im Jahr 2014 waren 59% der Befragten 
dafür und 31% dagegen, dass SchülerInnen mit und 
ohne Behinderung oder Lernschwäche gemeinsam in 
einer Schulklasse unterrichtet werden, in der diesjäh-
rigen Befragung sind 56% dafür und 34% dagegen (vgl. 
Abb. 19).

Auch die Bedeutung von Leistungsorientierung in 
den Schulen hat sich in den vergangenen Jahren nicht 
wesentlich verändert. So sprechen sich in diesem Jahr 
79% gegen die Abschaffung von Schulnoten aus, nur 
15% sind dafür. Ganz ähnlich sah das Meinungsbild 
bereits 2014 aus. Gleichzeitig spricht sich die überwie-
gende Mehrheit von 83% in der diesjährigen Befragung 
dafür aus, dass SchülerInnen mit schlechten Leistun-
gen die Klasse wiederholen müssen. Dies ist gegenüber 
dem Anteil von 77% im Jahr 2014 sogar noch ein leich-
ter Anstieg. 

Der Ausbau von Ganztagsschulen ist eines der 
zentralen Bildungsprojekte der letzten Jahre. Eine 

stabile Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung unterstützt dieses 
Vorhaben: 2017 sprechen sich 
59% der Befragten dafür aus, dass 
Deutschland generell zu einem 
Ganztagsschulsystem wechselt, 
in dem alle Kinder bis 15 Uhr in 
der Schule sind, 31% sind dage-
gen. Ganz ähnliche Anteile fanden 
sich bereits in den Jahren 2014 
und 2015. 

Am Ende der Grundschulzeit 
entscheidet in manchen Bundes-
ländern der Notendurchschnitt 
darüber, welche Art der weiter-
führenden Schulen (z.B. Real-
schule oder Gymnasium) ein Kind 
besucht. In anderen Bundeslän-
dern liegt die Entscheidung bei 
den Eltern. Die Deutschen spre-
chen sich deutlich für die erste 
Option aus: Im ifo Bildungsba-
rometer 2017 sind – ähnlich wie 
bereits 2015 – 64% dafür, dass 
die Schulnoten entscheiden, auf 
welche weiterführende Schul-
art ein Kind geht, nur 28% sind  
dagegen.

Studiengebühren

Eine durchaus kontrovers disku-
tierte Bildungsreform der vergan-
genen Jahre war die Einführung 
und spätere Wiederabschaffung 
von Studiengebühren an öffent-
lichen Universitäten und Hoch-
schulen. Wie schon in den Befra-
gungen der Vorjahre findet sich in 

der deutschen Bevölkerung auch im diesjährigen ifo 
Bildungsbarometer weder eine absolute Mehrheit für 
noch gegen den Vorschlag, dass Studierende einen 
Teil der Studienkosten durch Studiengebühren tra-
gen: 43% sind dafür, 46% dagegen (vgl. Abb. 20). Diese 
Anteile sind über die vier Befragungsjahre sehr stabil, 
lediglich im zustimmenden Anteil ist gegenüber 2014 
(40%) ein leichter Anstieg zu erkennen.

Im ifo Bildungsbarometer 2017 wurde eine Teil-
gruppe der Befragten darüber informiert, dass Perso-
nen mit abgeschlossenem Hochschulstudium derzeit 
durchschnittlich etwa 2 750 Euro netto im Monat ver-
dienen, Personen mit abgeschlossener beruflicher Aus-
bildung (Lehre) etwa 1 850 und Personen ohne abge-
schlossene berufliche Ausbildung etwa 1 400 (Daten-
quelle: Forschungsdatenzentrum der statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2013; 
Berechnungen des ifo Instituts). In den beiden Vor-
jahren wurden ebenfalls Teilgruppen über die Durch-
schnittsverdienste von Personen mit unterschiedli-
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Frage 1 ( jeweils  einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Kindergartenpflicht – Ohne Information Sind Sie dafür oder dagegen, dass Kinder ab dem Alter 
von 4 Jahren verpflichtet sind, in den Kindergarten zu gehen?
Kindergartenpflicht – Mit Hinweis auf Chancen [Mit Hinweis auf Ungleichheit] {Mit Hinweis 
auf beides} Eine aktuelle Studie zeigt, dass die Teilnahme am Kindergarten die späteren Chan-
cen für Kinder aus schwierigen sozialen Verhältnissen stark verbessert. Gleichzeitig werden ge-
rade diese Kinder von ihren Eltern weniger häufig zum Kindergarten angemeldet. [Zahlreiche 
Studien zeigen, dass Bildungserfolg im frühkindlichen, schulischen und universitären Bereich 
stark damit zusammenhängt, aus welchen sozialen Hintergründen und familiären Einkom-
mensverhältnissen die Kinder und Jugendlichen kommen. Zum Beispiel hat eine Bildungsstu-
die gezeigt, dass die Mathematikleistungen von 15-jährigen Schülerinnen und Schülern aus 
schwierigen sozialen Verhältnissen im Durchschnitt etwa vier Schuljahre hinter den Mathe-
matikleistungen von jenen aus guten sozialen Verhältnissen zurückliegen (Vergleich der sozial 
niedrigsten und höchsten 10 Prozent der Bevölkerung).] {Beide vorangegangen Hinweise wur-
den den Befragten gezeigt.} Sind Sie dafür oder dagegen, dass Kinder ab dem Alter von 4 Jahren 
verpflichtet sind, in den Kindergarten zu gehen?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Kostenfreier Kindergarten Wären Sie dafür oder dagegen, dass der Staat die Kindergartenge-
bühren übernimmt, damit alle Kinder ab dem Alter von vier Jahren kostenfrei in den Kinder-
garten gehen können?
Frage 3 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Entwicklung der Gehälter von ErzieherInnen Was meinen Sie, sollten die Gehälter von Erzie-
herinnen und Erziehern in frühkindlichen Einrichtungen (wie Kindergärten, Kindertagesstätten 
oder Kinderkrippen) in Deutschland steigen, sinken oder unverändert bleiben?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014; 2015; 2017.� ©  ifo Institut
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chen Bildungsabschlüssen informiert.12 In allen drei 
Befragungsjahren spricht sich eine relative Mehrheit 
der informierten Teilgruppen für Studiengebühren 
aus: 2014 (2015) waren 48% (50%) dafür und 37% (39%) 
dagegen, in der diesjährigen Befragung ist sogar eine 
knappe absolute Mehrheit von 50% dafür, 38% sind 
dagegen.

Eine alternative Form von Studiengebühren sind 
nachgelagerte Studiengebühren, die etwa in Austra-
lien und England üblich sind. Diese Gebühren müs-
sen erst nach Abschluss des Studiums bezahlt werden 
und nur dann, wenn das Einkommen der AbsolventIn-
nen einen gewissen Schwellenwert übersteigt. In jeder 
Befragungswelle spricht sich eine absolute Mehrheit 
der Deutschen für diese alternative Form von Studien-
gebühren aus. 2017 waren 65% dafür und 23% dage-
gen. Diese Zustimmungsrate ist sehr ähnlich zu der im 

12	 2014 erhielt eine Teilgruppe der Befragten die Information, dass 
Personen mit abgeschossenem Studium Jahr für Jahr durchschnitt-
lich rund 40% mehr verdienen als Personen mit einer beruflichen 
Ausbildung (Datenquelle: Berechnung anhand der PIAAC-Daten). Im 
ifo Bildungsbarometer 2015 wurde eine Teilgruppe über folgende 
monatliche Durchschnittsverdienste (netto) informiert: abgeschlos-
senes Studium: 2 450 Euro; abgeschlossene berufliche Ausbildung 
(Lehre): 1 850 Euro; keine abgeschlossene Ausbildung: 1 400 Euro 
(Berechnung anhand des Mikrozensus 2012).

Jahr 2014, als die Frage zu nachge-
lagerten Studiengebühren eben-
falls direkt im Anschluss an die 
Frage zu herkömmlichen Studien-
gebühren gestellt wurde. In den 
Jahren 2015 und 2016, in denen 
die beiden Fragen jeweils einzeln 
einer Teilgruppe gestellt wurden, 
lag die Zustimmung mit 59% bzw. 
58% leicht niedriger.

DIE BILDUNGSASPIRATION DER 
DEUTSCHEN

Abschließend berichten wir noch 
über einige weitere Themen im ifo 
Bildungsbarometer 2017. Derzeit 
haben etwa 57% der Deutschen 
einen beruflichen Ausbildungsab-
schluss (Lehre oder Fach-/Meis-
terschule), während 16% einen 
Hochschulabschluss haben (vgl. 
Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2016). Um herauszufin-
den, welchen Bildungsabschluss 
die Deutschen bevorzugen, wur-
den die TeilnehmerInnen nach 
dem präferierten Bildungsab-
schluss für ihre (hypothetischen) 
Kinder befragt – unabhängig 
davon, ob sie Kinder haben bzw. 
welchen Bildungsabschluss diese 
haben oder wahrscheinlich spä-
ter einmal machen werden. Bei 
der Frage, welcher Bildungsab-

schluss der persönlichen Idealvorstellung für ihr Kind 
entspricht, bevorzugen 51% einen beruflichen Ausbil-
dungsabschluss (Lehre), 49% bevorzugen einen Hoch-
schulabschluss (vgl. Abb. 21). Im Vergleich zur letzt-
jährigen Befragung ist der Wunsch nach einem Hoch-
schulabschluss deutlich gestiegen: Damals wünschten 
sich 57% einen beruflichen Abschluss (Lehre) und 43% 
einen Hochschulabschluss. 

Das Antwortverhalten unterscheidet sich stark 
nach dem eigenen Bildungsabschluss der Befrag-
ten: Während sich eine große Mehrheit der Akademi-
ker einen Hochschulabschluss für ihr Kind wünscht 
(81%), ist dieser Anteil unter den Nicht-Akademikern 
mit 40% deutlich geringer.13 Ein Erklärungsansatz für 
diese unterschiedlichen Bildungsbestrebungen könnte 
eine Überschätzung der Kosten eines Studiums unter 
den Nicht-Akademikern sein. Um dies zu untersuchen, 
wurden für diese Frage vier Teilgruppen gebildet. Die 
13	 Als AkademikerInnen sind hier Personen mit Universitäts- oder 
(Fach-)Hochschulabschluss und Studierende klassifziert, als 
Nicht-AkademikerInnen alle verbleibenden Befragten, also Personen 
mit Abschlüssen des beruflichen Ausbildungssystems wie einer Leh-
re oder einer Fach- bzw. Meisterschule, Personen mit einem anderen 
beruflichen Abschluss, Auszubildende und Personen ohne berufli-
chen Abschluss. Bei Personen mit mehreren Bildungsabschlüssen 
zählt der höchste Bildungsabschluss.
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Frage 1 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Inklusion Sind Sie dafür oder dagegen, dass Kinder mit und ohne Behinderung oder Lernschwä-
che gemeinsam in einer Schulklasse unterrichtet werden?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Abschaffung von Schulnoten Sind Sie dafür oder dagegen, dass Schulnoten abgeschafft wer-
den?
Frage 3 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Klassenwiederholung Sind Sie dafür oder dagegen, dass Schülerinnen und Schüler mit schlech-
ten Leistungen die Klasse wiederholen müssen?
Frage 4 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Ganztagsschulsystem bis 15 Uhr Sind Sie dafür oder dagegen, dass Deutschland generell zu ei-
nem Ganztagsschulsystem wechselt, in dem alle Kinder bis 15 Uhr in der Schule sind?
Frage 5 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Schulnoten entscheiden über weiterführende Schulart In manchen Bundesländern entschei-
det der Notendurchschnitt am Ende der Grundschulzeit darüber, welche Art der weiterführen-
den Schule (zum Beispiel Realschule oder Gymnasium) ein Kind besucht. In anderen Bundeslän-
dern liegt diese Entscheidung bei den Eltern. Sind Sie dafür oder dagegen, dass die Schulnoten 
entscheiden, auf welche weiterführende Schulart ein Kind geht?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014; 2015; 2017.� ©  ifo Institut
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erste Teilgruppe, deren Antwortverhalten oben berich-
tet wird, beantwortete die Frage ohne weitere Infor-
mationen. Die zweite Teilgruppe wurde vor Beantwor-
tung der Frage darüber informiert, dass Studierende 
in ganz Deutschland derzeit keine Studiengebühren 
zahlen müssen. Die dritte Teilgruppe erhielt die Infor-
mation, dass es in Deutschland umfangreiche staatli-
che Studienförderung (BAföG) gibt, die später höchs-
tens zur Hälfte zurückgezahlt werden muss. Als Bei-
spiel wurde darauf hingewiesen, dass Studierende mit 
zwei nicht erwerbstätigen Geschwistern, deren Eltern 
jährlich höchstens 50 000 Euro brutto verdienen, in der 
Regel monatlich 649 Euro BAföG erhalten. Die vierte 
Teilgruppe erhielt beide Informationen. 

Die bereitgestellten Informationen verringern die 
Unterschiede in den Bildungsaspirationen nicht. Bei 
den Nicht-Akademikern erhöht lediglich der Hinweis auf 
das kostenfreie Studium leicht den Wunsch nach einem 
Hochschulabschluss (von 40% auf 43%). Bei den Aka-
demikern erhöht hingegen der Hinweis auf die staatli-
che Förderung den Wunsch nach einem Hochschul-
abschluss sogar deutlich (von 81% auf 88%), so dass 
der Unterschied in der Bildungsaspiration in diesem 

Fall sogar noch stärker ausfällt. 
Im letztjährigen ifo Bildungsbaro-
meter wurde dokumentiert, dass 
Informationen über den höheren 
durchschnittlichen Verdienst bzw. 
die niedrigeren Arbeitslosenquo-
ten von Personen mit Hochschul-
abschluss die Differenz zwischen 
Akademikern und Nicht-Akade-
mikern ebenfalls nicht verringern. 
Zusammenfassend lässt sich also 
sagen, dass Unterschiede in der 
Einschätzung ökonomischer Ziel-
größen wie Kosten und Erträge 
des Studiums die Kluft in den Bil-
dungsaspirationen zwischen Per-
sonen mit und ohne Hochschulab-
schluss nicht erklären können.

Eine mögliche alternative, 
nicht-ökonomische Erklärung 
dafür, dass sich Befragte über-
wiegend den eigenen Bildungs-
abschluss für ihr Kind wünschen, 
könnte darin bestehen, dass sie 
befürchten, ein höherer Bildungs-
abschluss könne zu einer Ent-
fremdung zwischen Eltern und 
Kind führen. Diese Hypothese 
haben wir in einer weiteren Frage 
getestet. Wir haben die Befragten 
gebeten sich vorzustellen, dass 
sie heute noch einmal 15 Jahre 
alt wären, und sie gefragt, wel-
chen Bildungsabschluss sie dann 
anstreben würden. In der (relativ 
kleinen) Gruppe derer, die selbst 

aus einem Akademiker-Elternhaus stammen, gaben 
85% derjenigen, die tatsächlich einen Hochschulab-
schluss gemacht haben, und 70% derjenigen, die tat-
sächlich keinen Hochschulabschluss gemacht haben, 
an, dass sie einen Hochschulabschluss anstreben wür-
den (vgl. Abb. 22). In der Gruppe derer, die selbst nicht 
aus einem Akademiker-Elternhaus stammen, ergibt 
sich ein ganz ähnlicher Unterschied in der Bildungs- 
aspiration wie in der vorherigen Frage: 83% derjenigen, 
die tatsächlich einen Hochschulabschluss gemacht 
haben, würden dies wieder tun, aber nur 44% derjeni-
gen, die keinen Hochschulabschluss gemacht haben, 
würden ihn nun anstreben. 

Unter den Befragten, die nicht aus einem Akademi-
ker-Elternhaus stammen, haben wir zufällig zwei wei-
tere Teilgruppen gebildet, die jeweils einen Hinweis 
erhielten, bevor sie dieselbe Frage beantworteten. Die 
eine Teilgruppe wurde darauf hingewiesen, dass viele 
Menschen, die einen höheren Bildungsabschluss als 
ihre Eltern gemacht haben, später eine größere Ent-
fremdung von ihren Eltern und ihrer Familie empfinden. 
Die andere Teilgruppe erhielt den Hinweis, dass viele 
Eltern später stolz sind, wenn ihre Kinder einen höhe-
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Frage 1 ( jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Ohne Information [Mit Information über Verdienstunterschiede] Nun kommen wir zum Stu-
dium. [Personen mit einem abgeschlossenen Studium verdienen durchschnittlich etwa 2 750 
Euro netto im Monat, Personen mit abgeschlossener beruflicher Ausbildung (Lehre) etwa 1 850 
Euro und Personen ohne abgeschlossene Ausbildung etwa 1 400 Euro. (2017) / Personen mit 
einem abgeschlossenen Studium verdienen durchschnittlich etwa 2 450 Euro netto im Monat, 
Personen mit einer beruflicher Ausbildung (Lehre) etwa 1 850 Euro und Personen ohne abge-
schlossene Ausbildung etwa 1 400 Euro. (2015) / Personen mit einem abgeschlossenen Studi-
um verdienen Jahr für Jahr durchschnittlich rund 40% mehr als Personen mit einer beruflichen 
Ausbildung (Lehre). (2014)] Sind Sie dafür oder dagegen, dass Studierende, die an einer Univer-
sität oder Hochschule in Deutschland studieren, einen Teil der Studienkosten durch Studien-
gebühren tragen?
Frage 2 (einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Nachgelagerte Studiengebühren In anderen Ländern gibt es Studiengebühren, die erst nach 
dem Abschluss des Studiums erhoben werden, wenn die ehemaligen Studierenden Einkommen 
erzielen. Die Gebühren müssen nur dann zurückgezahlt werden, wenn ihr Jahreseinkommen 
über einem gewissen Schwellenwert liegt. Sind Sie dafür oder dagegen, dass Studierende, die 
an einer Universität oder Hochschule in Deutschland studieren, einen Teil der Studienkosten 
durch diese alternative Form von Studiengebühren tragen?
a 2014 und 2017 wurde die Frage zu nachgelagerten Studiengebühren nach der Frage zu her-
kömmlichen Studiengebühren gestellt, 2015 und 2016 wurden die beiden Fragen jeweils ein-
zeln einer Teilgruppe gestellt.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014–2017.� ©  ifo Institut
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ren Bildungsabschluss geschafft haben als sie selbst. 
Unter den Nicht-Akademikern senkt der Hinweis auf die 
elterliche Entfremdung den Wunsch nach einem Hoch-
schulabschluss weiter von 44% auf 38%. Unter den Aka-
demikern erhöht der Hinweis auf den elterlichen Stolz 
hingegen den Wunsch nach einem Hochschulabschluss 
weiter von 83% auf 91%. Diese Ergebnisse legen nahe, 
dass Überlegungen, welche Bedeutung die Wahl eines 
Bildungsabschlusses für die Beziehung zu den Eltern 
hat, in der Tat ein möglicher Grund für die Kluft in den 
Bildungsaspirationen zwischen Akademikern und 
Nicht-Akademikern sein könnten.

DIE FORMUNG BILDUNGSPOLITISCHER 
MEINUNGEN

Wie sich die Deutschen ihre Meinung zu bildungs-
politischen Themen bilden

Neben der Darstellung des öffentlichen Meinungsbil-
des zu verschiedenen bildungspolitischen Themen 
untersucht das ifo Bildungsbarometer 2017 auch, wie 
sich die Deutschen ihre Meinung bilden. Um einen Ein-
blick in den Meinungsbildungsprozess zu erlangen, 
sollten die Befragten angeben, wie wichtig ihnen ver-
schiedene Aspekte für ihre Meinungsbildung sind. 

An erster Stelle im Meinungs-
bildungsprozess stehen eigene 
Erfahrungswerte: Eine große 
Mehrheit von 69% gibt an, dass 
Erfahrungen der eigenen Kin-
der bzw. Enkelkinder für ihre Mei-
nungsbildung (sehr oder eher) 
wichtig sind (vgl. Abb. 23). Eben-
falls über zwei Drittel der Befrag-
ten (67%) finden eigene Erfah-
rungen aus der Schulzeit wich-
tig. Die Diskussion mit Bekannten 
oder Verwandten ist für 60% der 
Befragten wichtig. Etwas mehr als 
die Hälfte (54%) gibt an, dass ihr 
Bauchgefühl wichtig ist. 

Meinungen von Experten und 
Nachrichtenbeiträge sind etwa 
der Hälfte der Befragten (52% bzw. 
51%) wichtig, wenn sie sich ihre 
Meinung über bildungspolitische 
Themen bilden. Deutlich weniger 
relevant für die bildungspolitische 
Meinungsbildung der Befragten 
scheinen die Positionen der politi-
schen Parteien zu sein: Nur knapp 
ein Drittel (32%) stuft Parteiposi-
tionen als wichtig ein. Insgesamt 
scheinen eigene Erfahrungen die 
bildungspolitischen Meinungen 
deutlich stärker zu beeinflussen 
als Informationen von außen. 

Sollten Bildungsreformen vor ihrer Einführung 
getestet werden?

Bevor eine neue bildungspolitische Maßnahme ein-
geführt wird, stellt sich die Frage, ob die Reform die 
gewünschten Ergebnisse, wie etwa bessere Schüler-
leistungen oder höhere Chancengleichheit, erzielt. Die 
Mehrheit der Deutschen ist dafür, bildungspolitische 
Maßnahmen zuerst auf deren Wirksamkeit zu überprü-
fen. Befragt danach, ob Auswirkungen von Reformen 
im Bildungssystem, genau wie Medikamente, zunächst 
im kleineren Rahmen getestet werden sollten, bevor sie 
flächendeckend eingeführt werden, stimmen 75% der 
Befragten zu (vgl. Abb. 24). Lediglich 15% sprechen sich 
dagegen aus.

Im Zusammenhang mit dieser Frage haben wir 
auch untersucht, inwieweit die Verwendung des Wor-
tes »Experiment«, das im wissenschaftlichen Sprach-
gebrauch die zufällige Einteilung in Untersuchungs-
gruppen meint, in der öffentlichen Diskussion aber 
manchmal negativ konnotiert wird, einen Unterschied 
für die Zustimmung ausmacht. Dazu hat eine zufällig 
ausgewählte Teilgruppe dieselbe Frage beantwortet, 
nur dass explizit die Worte »durch Experimente« ein-
gefügt wurden. Dies hat keine signifikante Auswirkung 
auf die Zustimmung zu Wirksamkeitsstudien im Bil-
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Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Bildungsaspiration – Ohne Information Sehen Sie einmal ganz davon ab, ob Sie Kinder haben 
bzw. welchen Bildungsabschluss Ihr Kind hat oder wahrscheinlich später einmal machen wird. 
Welcher Bildungsabschluss würde Ihrer persönlichen Idealvorstellung für Ihr Kind entsprechen?
Bildungsaspiration – Studium gebührenfrei [Staatliche Studienförderung] {Studium gebüh-
renfrei + staatliche Studienförderung} Derzeit müssen Studierende in ganz Deutschland kei-
ne Studiengebühren zahlen. [In Deutschland gibt es umfangreiche staatliche Studienförderung 
(BAföG), die später höchstens zur Hälfte zurückgezahlt werden muss. Zum Beispiel erhalten 
Studierende mit zwei nicht erwerbstätigen Geschwistern, deren Eltern jährlich höchstens 
50 000 Euro brutto verdienen, in der Regel monatlich 649 Euro.] {Beide vorangegangen Hinwei-
se wurden den Befragten gezeigt.} Sehen Sie einmal ganz davon ab, ob Sie Kinder haben bzw. 
welchen Bildungsabschluss Ihr Kind hat oder wahrscheinlich später einmal machen wird. Wel-
cher Bildungsabschluss würde Ihrer persönlichen Idealvorstellung für Ihr Kind entsprechen?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016; 2017.� ©  ifo Institut
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dungsbereich. Während also in der politischen Praxis 
oft Bildungsreformen durchgeführt werden, die im Vor-
feld nicht wissenschaftlich evaluiert wurden (wie etwa 
die Verkürzung der Gymnasialzeit auf acht Jahre (G8)), 
scheint die Mehrheit der Deutschen für einen Paradig-
menwechsel hin zu evidenzbasierter Bildungspolitik zu 
sein (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie 2016). 

ZUSAMMENFASSUNG

Das ifo Bildungsbarometer 2017 
liefert ein vielschichtiges Mei-
nungsbild der deutschen Bevöl-
kerung zu bildungspolitischen 
Themen. Neben bemerkenswer-
ter Reformbereitschaft in Bezug 
auf die Digitalisierung im Bil-
dungsbereich dokumentiert die 
diesjährige Befragung, inwieweit 
sich die öffentliche Meinung zu 
Bildungsthemen seit dem ers-
ten ifo Bildungsbarometer 2014 
verändert hat.

Insgesamt stehen die Deut-
schen der Digitalisierung im Bil-
dungsbereich offen gegenüber. So 
sind fast zwei Drittel der Befrag-
ten dafür, an weiterführenden 
Schulen mindestens 30% der 
Unterrichtszeit für selbständiges 

Arbeiten am Computer zu ver-
wenden. Mehrheiten finden sich 
auch für die Finanzierung einer 
IT-Infrastruktur an allen Schulen 
durch den Bund, für die Erschlie-
ßung digitaler Kommunikations-
wege zwischen Schule und Schü-
lerInnen bzw. Eltern sowie für ver-
pflichtende Lehrerfortbildungen 
zum Thema Digital- und Medien-
kompetenzen. Zudem befürwor-
tet eine Mehrheit der Deutschen, 
dass Digitalkompetenzen ab dem 
Grundschulalter vermittelt und 
dass diese als fester Bestandteil 
im Unterricht verankert werden. 
Für die Benutzung von Smart
phones im Unterricht spricht sich 
hingegen nur eine Minderheit aus. 
Im Aus- und Weiterbildungsbe-
reich befürworten die Deutschen 
die Anschaffung digitaler Geräte 
an Ausbildungsstätten sowie 
staatliche Förderung von Fortbil-
dungsmaßnahmen zur Digitali-
sierung. Studienabschlüsse, die 
online erworben wurden, sollen 
jedoch laut der Befragten explizit 

als solche gekennzeichnet werden.
Neben den Meinungen zur Digitalisierung zeigt das 

ifo Bildungsbarometer 2017 auch Meinungstrends zu 
bildungspolitischen Themen in der deutschen Bevöl-
kerung seit der ersten Befragung 2014 auf. So sind 
etwa die Zustimmungsraten zur Erhöhung von staat-
lichen Ausgaben für Schulen und von Lehrergehäl-
tern und zur Einführung deutschlandweit einheitlicher 
Abschlussprüfungen über die Befragungsjahre gestie-
gen. Im Gegensatz dazu sprechen sich im Vergleich zu 
den Vorjahren weniger Befragte für eine Erhöhung der 
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Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Ohne zusätzlichen Hinweis [Hinweis auf Entfremdung von Eltern] {Hinweis auf Stolz der El-
tern} [Viele Menschen, die einen höheren Bildungsabschluss als ihre Eltern gemacht haben, 
empfinden später eine größere Entfremdung von ihren Eltern und ihrer Familie.] {Viele Eltern 
sind später stolz, wenn ihre Kinder einen höheren Bildungsabschluss geschafft haben als sie 
selbst.} Stellen Sie sich vor, Sie wären heute noch einmal 15 Jahre alt. Welchen Bildungsab-
schluss würden Sie anstreben?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2017.� ©  ifo Institut
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Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage: 
Wie wichtig sind für Sie die folgenden Aspekte, wenn Sie sich Ihre Meinung über bildungspoli-
tische Themen bilden?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2017.� ©  ifo Institut
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Fort- und Weiterbildungsausgaben, für einen Fokus auf 
kleinere Klassen, für das G8, für höhere Bildungsaus-
gaben pro Flüchtling oder für zweijährige Ausbildungs-
berufe aus. 

Neben diesen Meinungstrends zeigt sich bei vie-
len Fragen ein über die Zeit stabiles Meinungsbild. So 
werden die Wichtigkeit bildungspolitischer Themen für 
die eigene Wahlentscheidung und jene von guten Leis-
tungen deutscher SchülerInnen beim PISA-Test von der 
überwiegenden Mehrheit gleichbleibend als hoch ein-
gestuft. Im frühkindlichen Bereich sprechen sich unver-
änderte Mehrheiten für die Einführung einer Kindergar-
tenpflicht, kostenfreie Kindergärten und Gehaltserhö-
hungen für ErzieherInnen aus. Im schulischen Bereich 
finden sich über die Jahre stabile Zustimmungsraten 
zur Inklusion, zur Beibehaltung von Schulnoten und von 
Klassenwiederholungen bei schlechten Leistungen, 
zu einem Ganztagsschulsystem bis 15 Uhr und dazu, 
dass Schulnoten über die weiterführende Schulart ent-
scheiden. Wie in allen vorangegangenen Befragungen 
spricht sich auch im ifo Bildungsbarometer 2017 eine 
leichte relative Mehrheit gegen herkömmliche Studien-
gebühren aus, gleichzeitig ist aber eine deutliche abso-
lute Mehrheit für nachgelagerte Studiengebühren.

Auch in der diesjährigen Befragung wurde wieder 
anhand von Survey-Experimenten untersucht, wie die 
Bereitstellung bestimmter Informationen die bildungs-
politische Meinung der Deutschen beeinflusst. Im Ein-
klang mit den Ergebnissen der Vorjahre sinkt etwa die 
Zustimmung zu Ausgabenerhöhungen für Schulen, 
wenn über das derzeitige Ausgabenniveau informiert 
wird. In ähnlicher Weise verringert die Information zu 
kostengleichen Alternativen die Zustimmung zu klei-
neren Klassen, erhöht Information über Durchschnitts-
verdienste nach Bildungsabschlüssen die Akzeptanz 
von Studiengebühren und steigert Information über 

Bildungsungleichheit das Problembewusstsein zur 
Chancengleichheit sowie die Zustimmung zu einer Kin-
dergartenpflicht. Im Gegensatz dazu tragen Informati-
onen über die Kosten eines Studiums nicht zur Verrin-
gerung der Unterschiede in den Bildungsaspirationen 
zwischen Personen mit und ohne Hochschulabschluss 
bei. In einer Wiederbefragung konnten wir belegen, 
dass die Informationseffekte auf die Meinungen zu Stu-
diengebühren, Chancengleichheit und Kindergarten-
pflicht auch nach mehreren Wochen noch wirken. Ins-
gesamt zeigt das ifo Bildungsbarometer deutlich, dass 
die Bereitstellung bestimmter Informationen bildungs-
politische Meinungen verändern kann.
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Einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:a

Sind Sie dafür oder dagegen, dass Auswirkungen von Reformen im 
Bildungssystem, genau wie neue Medikamente, zunächst im kleine-
ren Rahmen getestet werden sollten, bevor sie flächendeckend ein-
geführt werden?
a Bei einem Teil der Befragten enthielt die Frage zusätzlich die Phrase 
»durch Experimente«. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht 
von der Version ohne »durch Experimente« unterscheidet, werden die 
Ergebnisse hier zusammen dargestellt.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2017.� ©  ifo Institut
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